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P R O T O K O L L 

 

 

über die am Montag, den 22. März 2021 um 18.00 Uhr im Saal der MS/LMS unter dem Vorsitz 

des Bürgermeisters Dr. Klaus Winkler abgehaltene 

 

 

4 4 .  G e m e i n d e r a t s s i t z u n g  

 

 

Anwesend: Bürgermeister Dr. Klaus Winkler  

 VB Ing. Gerhard Eilenberger  

 VB Walter Zimmermann  

 EGR Peter Hechenberger für StRin Mag. Ellen Sieberer  

 GR Hermann Huber  

 GRin Hedwig Haidegger  

 GR MSc. Florian Huber  

 GRin Mag. (FH) Andrea Watzl  

 GR Georg Wurzenrainer  

 GR Ludwig Schlechter  

 GRin Anna Werlberger  

 GR Mag. Manfred Filzer  

 GRin Marielle Haidacher  

 GR Daniel Ellmerer  

 GRin Margit Luxner  

 GR Jürgen Katzmayr  

 GR Alexander Gamper  

 GR Bernhard Schwendter  

 GR Rudolf Widmoser  

 

 Stadtamtsdirektor Mag. Michael Widmoser - Schriftführer 

 Hilde Sohler - Schriftführerin 

 

Abwesend:     STRin Mag. Ellen Sieberer - entschuldigt 

 

1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 

Bürgermeister Dr. Winkler eröffnet die Sitzung, begrüßt die Erschienenen, stellt die 

ordnungsgemäße Einberufung der Sitzung und die Beschlussfähigkeit fest. 

 

Der Bürgermeister ersucht die Mitglieder des Gemeinderates und die übrigen Anwesenden aus 

Rücksichtnahme auf die Gesundheit Aller FFP2-Masken als Mund-Nasenschutz zu tragen und 

diese lediglich allenfalls bei Wortmeldungen zur Erleichterung abzunehmen. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler beantragt die Ergänzung der Tagesordnung wie folgt: 

 

Aufnahme unter Bau und Raumordnung / Beschlussfassung nach Kundmachung des Punktes 

„4.5.7. Randl Julia und Philipp, St. Johann; Umwidmung des Gst 3407/2 (zum Teil), KG 

Kitzbühel-Land (Gundhabing), von derzeit Freiland gem. § 41 TROG 2016 in künftig Wohn-

gebiet gem. § 38 TROG 2016, entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 

03.11.2020, Planungsnummer: 411-2020-00007“.  
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Der Gemeinderat beschließt einstimmig (19 Ja-Stimmen) die Zuerkennung der Dringlichkeit 

gemäß § 35 Abs. 3 Tiroler Gemeindeordnung 2001 und die Aufnahme dieses Tagesordnungs-

punktes.  

 

Der Bürgermeister macht auf ein Redaktionsversehen aufmerksam und teilt mit, dass es bei 

Tagesordnungspunkt 4.5.4. Bebauungsplan B4-Marchfeld um den Bebauungsplan B4-Haus-

stattfeld geht. 

 

2. Genehmigung des Protokolls der 43. Gemeinderatssitzung vom 08. Februar 2021 
 

Das Protokoll der 43. Gemeinderatssitzung vom 08.02.2021 wird mit 18 Ja-Stimmen bei einer 

Stimmenthaltung genehmigt.  

 

3. Anträge und Berichte des Bürgermeisters und des Stadtrates 
 

3.1. Baurechtsvertrag Stadtgemeinde / Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG - 

Vorkaufsrecht 
 

Bürgermeister Dr. Winkler verweist zunächst auf die zu diesem Tagesordnungspunkt in den 

Gemeinderatsunterlagen aufliegenden Verträge sowie weiteren Unterlagen und ruft in 

Erinnerung, dass die Stadtgemeinde Kitzbühel gemäß Gemeinderatsbeschluss vom 17.12.2018 

der Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG im Bereich Sonngrub auf 2 Grundstücken ein 

Baurecht zur Errichtung eines Mitarbeiterwohnhauses und eines Parkplatzes samt Müllhaus, 

eingeräumt hat. Der Bürgermeister rekapituliert kurz die Gründe, warum der 

Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG ein günstiges Baurecht zur Errichtung eines 

Personalwohnhauses eingeräumt wurde (nachzulesen auch im Gemeinderatsprotokoll vom 

17.12.2018). 

 

Weiters referiert Bürgermeister Dr. Winkler anhand der nachfolgenden PowerPoint-Präsen-

tation, welche auf der Leinwand gezeigt wird, über den Inhalt des Baurechtsvertrages mit der 

Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG vom 25.01.2019, dem Baubescheid vom 

05.03.2020 betreffend Errichtung eines Mitarbeiterwohnhauses, dem der Stadtgemeinde 

Kitzbühel vorgelegten Kaufvertrag zwischen der Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG 

und der Asset Projekt und Bau Austria GmbH vom 09.03.2021 und insbesondere auch über die 

Bemessung des diesem Kaufvertrag zugrunde gelegten Kaufpreises. Der Immobiliensach-

verständige DI Astl errechnet unter Zugrundelegung des unbelasteten Bodenwertes, des 

günstigen Baurechtszinses und des sich daraus ergebenden Zinsvorteiles bei einem Verkauf des 

Baurechtes einen Bodenwertanteil von € 490.000,00. Die Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & 

CoKG als Baurechtsnehmer realisiert dadurch den künftig zu erzielenden Gewinn und macht 

diesen als Kaufpreis geltend, wobei zusätzlich die bisherigen Vorlaufkosten wie z.B. für 

Einreichplanung, Statik- und Sanitärplanung sowie Rechts- und Beratungskosten mit € 

120.000,00 beziffert werden. 
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Der in den Gemeinderatsunterlagen aufliegende Kaufvertrag, der auch auf der Leinwand 

gezeigt wurde, wird dem Protokoll beigefügt und lautet wie folgt: 
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Sodann verliest der Bürgermeister die Bestimmung zum Vorkaufsrecht aus dem Baurechts-

vertrag mit der Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG vom 25.01.2019. Diese lautet wie 

folgt: 

 

Die Baurechtsnehmerin räumt der Stadtgemeinde Kitzbühel an dem Baurecht ein Vorkaufs-

recht für alle Veräußerungsfälle im Sinne der § 1072ff ABGB ein und nimmt diese dieses 

Vorkaufsrecht an. Einvernehmlich festgestellt wird dazu, dass eine Übertragung des Bau-

rechtes, etwa aus steuerlichen Gründen, an natürliche oder juristische Personen, die dem 

Gesellschafterkreis der Baurechtsnehmerin angehören, keinen Vorkaufsfall darstellt. Auch in 

diesem Fall ist aber die Baurechtsnehmerin verpflichtet, die Stadtgemeinde Kitzbühel zeit-

gerecht, mindestens 30 Tage vor der geplanten Übertragung des Baurechtes unter Anschluss 

sämtlicher zur Beurteilung, ob nicht doch ein Vorkaufsfall vorliegt, relevanter Urkunden zu 

informieren und beginnt in diesem Fall die allfällige Frist für nach § 1072ff erst mit Einlangen 

der genannten Urkunden. 

Die Vorkaufsfrist wird abweichend von §§ 1072ff ABGB mit drei Monaten vereinbart. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler berichtet über die ausführlichen Beratungen im Stadtrat zur Frage, 

ob vom Vorkaufsrecht Gebrauch gemacht werden sollte oder nicht. Die möglichen Varianten 

werden vom Bürgermeister wie folgt skizziert: 

 

a) Die Stadtgemeinde Kitzbühel macht vom Vorkaufsrecht keinen Gebrauch und somit 

wird der Kaufvertrag zwischen der Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG und der 

Asset Projekt und Bau Austria GmbH rechtsgültig. In diesem Fall würde die Fa. Asset 

Projekt und Bau Austria GmbH das Baurecht gemäß den Bedingungen des 

Baurechtsvertrages vom 25.01.2019 ausüben können. Weiters berichtet der Bürger-

meister, dass ihn heute Herr Heimann, Geschäftsführer der Asset Projekt und Bau 

Austria GmbH, angerufen und das dringende Interesse an der Errichtung des Mitar-

beiterwohnhauses mitgeteilt hat. Bedarf an Personalwohnungen würde für das Hotel 

Erika bestehen, es könnten aber auch noch Unterkünfte für andere Tourismusbetriebe 

zur Verfügung gestellt werden. Die Fa. Asset könnte kurzfristig einen Generalunter-

nehmervertrag zur Abwicklung des Bauvorhabens abschließen und es könnte sofort mit 

dem Bau begonnen werden. Eine Fertigstellung wäre dann im November 2021 möglich. 

 

b) Die Stadtgemeinde Kitzbühel macht vom Vorkaufsrecht Gebrauch und könnte dann das 

Baurecht an einen gemeinnützigen Wohnbauträger weitergeben, um den Kaufpreis von 

€ 610.000,00 wieder hereinzubekommen. Im Vorfeld wurden Gespräche mit der Fa. 

Wohnungseigentum Tiroler gemeinnützige Wohnbau GmbH (WE) geführt, wobei bei 

Erweiterung des Baurechtes von 60 auf 80 Jahre zuzüglich zum jährlichen Bau-

rechtszins der Einmalbetrag von € 610.000,00 bezahlt werden könnte, dies bei Kal-

kulation eines vernünftigen Mietzinses in Höhe von rund € 14,00 pro m²/Monat inkl. 

BK/HK und USt. Der Vorteil bei dieser Variante liegt darin, dass das Baurecht von einer 

privaten Firma an eine gemeinnützige Wohnbaugesellschaft übergeht und auch im Zuge 

der Baurechtseinräumung noch über weitere Bedingungen wie z.B. Vergabe der 

Personalwohnungen verhandelt werden könnte.  

 

Der Bürgermeister gibt bekannt, dass sich der Stadtrat letztlich dafür ausgesprochen hat, von 

dem Vorkaufsrecht Gebrauch zu machen und das Baurecht einem gemeinnützigen Wohnbau-

träger einzuräumen. 

 

Über Nachfrage von GR Mag. Filzer, ob im Stadtrat die Stellungnahme der Fa. Asset berück-

sichtigt und diskutiert wurde erklärt Bürgermeister Dr. Winkler, dass dies nicht der Fall war, 

da wie zuvor von ihm angegeben erst heute von der Fa. Asset bzw. deren GF Heimann mit ihm 
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Kontakt aufgenommen wurde. Jedenfalls hat sich der Stadtrat klar dafür ausgesprochen, dass 

aufgrund der eingetretenen Entwicklung das Baurecht einem gemeinnützigen Wohnbauträger 

eingeräumt werden soll. 

 

GR Schwendter äußert Bedenken gegen die WE. Bei dem Projekt Einfang wäre es zu Bau-

mängeln gekommen und keine einheimischen Firmen zum Zug gekommen.  

 

GR Schlechter verweist auf den großen Bedarf an Personalwohnungen und sieht es auch als 

Vorteil an, wenn künftig das Projekt von einem gemeinnützigen Wohnbauträger umgesetzt 

wird. Auf seine Nachfrage betreffend der Vergabe der Personalwohnungen erklärt der Bürger-

meister, dass eine private Firma wie die Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG oder die 

Asset Projekt und Bau Austria GmbH hier frei verfügen können. Bei einer Vergabe des Bau-

rechtes an einen gemeinnützigen Wohnbauträger kann die Stadtgemeinde nochmals über die 

Bedingungen verhandeln. Erkundigungen haben ergeben, dass andere Gemeinden solche 

Projekte auch mit gemeinnützigen Wohnbauträgern umsetzen. Die Mitarbeiterwohnhaus Drei 

GmbH & CoKG hätte das Projekt selbst umsetzen können, wobei die Baufirma die Fa. 

Gerzabek aufgrund des Naheverhältnisses der beteiligten Personen gewesen wäre. Die Mit-

arbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG hat sich aber dagegen und nunmehr für einen Verkauf 

entschieden. Nicht belegt ist, dass die Fa. Gerzabek oder eine andere einheimische Baufirma 

den Bauauftrag von der Fa. Asset erhalten würde, zumal sich diese eines Generalunter-nehmers 

bedienen würde. 

 

GR Gamper wirft Bürgermeister Dr. Winkler vor, dass die Aussage, die Mitarbeiterwohnhaus 

Drei GmbH & CoKG möchte das Projekt nicht umsetzen falsch ist. Dass die Mitarbeiter-

wohnhaus Drei GmbH & CoKG das Mitarbeiterwohnhaus nicht errichten wird, ist durch den 

vorliegenden Kaufvertrag mit der Asset Projekt und Bau Austria GmbH evident, so 

Bürgermeister Dr. Winkler. 

 

GR Gamper bezweifelt, dass gemeinnützige Wohnbauträger Personalhäuser errichten sollen. 

Diese Mittel würden dann dem sozialen Wohnbau fehlen. Unstrittig ist für GR Gamper, dass 

eine adäquate Unterbringung von Personal notwendig ist. Für ihn ist die ursprüngliche Vergabe 

des Baurechtes an die Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG in Ordnung, ebenso der Kauf 

durch die Fa. Asset Projekt und Bau Austria GmbH. Zu berücksichtigen ist, dass von deren 

Seite durch den Kauf und die aufwändige Sanierung des Hotel Erika große Summen investiert 

und einheimische Firmen beauftragt wurden. Aus diesem Grund soll das Mitarbeiterwohnhaus 

von der Asset Projekt und Bau Austria GmbH verwirklicht und vom Vorkaufsrecht durch die 

Stadtgemeinde Kitzbühel kein Gebrauch gemacht werden. Ein Mitspracherecht der Gemeinde 

bei der Vergabe der Personalwohnungen sieht er nicht als erforderlich, dadurch würden die 

Betriebe nur am Gängelband der Gemeinde hängen. 

 

GR Gamper erklärt, mit Otto Dander gesprochen zu haben und über die Hintergründe Bescheid 

zu wissen. Trotz Aufforderung von Bürgermeister Dr. Winkler diese darzulegen, weigert er 

sich darüber zu informieren.   

 

GR Wurzenrainer verweist darauf, dass der Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG ein 

großer Vertrauensvorschuss gewährt wurde und stellt sich die Frage, warum sich diese Firma 

nunmehr vom Projekt verabschiedet. Jedenfalls wird diese Firma einen ordentlichen Gewinn 

machen, er spricht sich für die Vergabe des Baurechtes an einen gemeinnützigen Wohn-

bauträger aus, da mit diesen immer sehr gute Erfahrungen gemacht wurden. 
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VB Zimmermann spricht sich ebenfalls dafür aus, das Vorkaufsrecht zu ziehen. Nachdem 

bereits ein Baurecht zur Errichtung eines Mitarbeiterwohnhauses an eine Gruppe um Otto 

Dander in Sonngrub vergeben und dieses errichtet und betrieben wurde, war für ihn auch die 

weitere Vergabe eines günstigen Baurechtes an die Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG 

in Ordnung und schlüssig. Aufgrund der Erfahrung mit dem nunmehr erfolgten Verkauf durch 

diese private Gesellschaft will er nicht, dass das Baurecht weiter in privater Hand bleibt, 

weshalb er für eine Vergabe an einen gemeinnützigen Wohnbauträger ist. Die Errichtung von 

Personalwohnungen ist dringend notwendig. Bei einer neuerlichen Vergabe durch die 

Stadtgemeinde kann sich diese auch ein Mitspracherecht bei den Vergaben der 

Personalwohnungen sichern. 

 

GR Gamper erklärt nochmals, dass gemeinnützige Wohnbauträger keine Personalhäuser 

errichten sollten bzw. nicht dafür eingerichtet wurden. Bürgermeister Dr. Winkler widerspricht 

und weist darauf hin, dass gemeinnützige Wohnbauträger auch Projekte jenseits der 

Wohnbauförderung abwickeln können.  

 

GR H. Huber erklärt, aus tiefster Überzeugung für die Einräumung des Baurechtes an die 

Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG gestimmt zu haben. Durch die Nichterrichtung und 

den Betrieb des Mitarbeiterwohnhauses sowie dem Verkauf an die Asset Projekt und Bau 

Austria GmbH wurden die Spielregeln geändert. Deshalb soll das Vorkaufsrecht durch die 

Stadtgemeinde ausgeübt und das Baurecht an einen gemeinnützigen Wohnbauträger über-

tragen werden. Dabei sollte allerdings auch darauf geachtet werden, dass Bauaufträge in der 

Region vergeben werden. 

 

VB Ing. Eilenberger berichtet darüber, dass sich der Stadtrat mit dem Thema intensivst be-

schäftigt hat. Er schließt sich den Ausführungen von GR H. Huber an, wonach die Spielregeln 

von der Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG geändert wurden. Nachdem das Baurecht 

an diese sehr günstig vergeben wurde, handle es sich für ihn bei dem Verkauf um Spekulation. 

Daher plädiert er ebenfalls für die Ausübung des Vorkaufsrechtes. Bei weiterer Vergabe an 

einen gemeinnützigen Wohnbauträger ist dann eine Spekulation ausgeschlossen. 

 

GR Widmoser schließt sich den Ausführungen von VB Ing. Eilenberger an. Das Baurecht muss 

aber nicht zwingend an die WE vergeben werden, es kann auch noch mit anderen 

Gemeinnützigen verhandelt werden. Ein künftiges Mitspracherecht für die Stadt ist ihm auch 

wichtig. 

 

GR Mag. Filzer kann sich nicht vorstellen, dass ein gemeinnütziger Wohnbauträger Aufträge 

frei vergeben kann und somit einheimische Firmen zum Zug kommen können. Die Umbau- und 

Sanierungsarbeiten beim Hotel Erika wurden an heimische Firmen vergeben. 

 

Für GR Schwendter sind die Argumente des Stadtrates plausibel. Er hat Bedenken, bei der 

Umsetzung durch einen gemeinnützigen Wohnbauträger. Die Gemnova des Landes Tirol sollte 

als neutraler Partner und Experte beigezogen werden.  

 

GR Gamper stellt den Antrag, die Angelegenheit zur neuerlichen Beratung und Beschluss-

empfehlung an den Stadtrat zu delegieren, da heute dem Bürgermeister von der Asset Projekt 

und Bau Austria GmbH ein neues Angebot gemacht wurde. Dort könnten weitere 

Verhandlungen geführt werden. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler stellt dazu fest, dass ihm kein Angebot gemacht wurde. GF Heimann 

hat heute lediglich mitgeteilt, was von der Fa. Asset geplant ist.  
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Für GRin Haidacher stellt der von der WE angegebene Mietpreis von ca. € 14,00 pro m²/Monat 

inklusive BK/HK und USt. einen stolzen Preis für eine gemeinnützige Wohnbau-gesellschaft 

dar. Dazu erklärt Bürgermeister Dr. Winkler, dass es sich dabei nicht um einen 

wohnbaugeförderten Preis handelt. Dieser Preis wurde von der WE als Richtpreis angegeben, 

was ein Privater wie z.B. die Fa. Asset verlangt, ist nicht bekannt. Er betont auch, dass es nichts 

mit der Fa. Asset zu tun hat, ob das Vorkaufsrecht gezogen wird oder nicht. Es geht hier um die 

Frage, ob das Baurecht weiter bei einer privaten Gesellschaft zu den besonders günstigen 

Bedingungen bleiben oder an einen gemeinnützigen Wohnbauträger gehen soll, mit dem 

weitere Bedingungen verhandelt werden können.  

 

GR Mag. Filzer stellt sich die Frage, warum der Verkauf des Baurechtes nicht bereits im Vor-

hinein ausgeschlossen wurde. Hier habe man wohl etwas bei der Vertragserrichtung falsch 

gemacht.   

 

Bürgermeister Dr. Winkler wirft GR Mag. Filzer vor, nicht zu Ende gedacht zu haben. Der 

Verkauf eines Baurechtes kann nicht komplett ausgeschlossen werden. Dies wird vom Stadt-

amtsdirektor bestätigt. 

 

Über Nachfrage von GR Mag. Filzer, was verschärft werden soll, erklärt Bürgermeister Dr. 

Winkler, dass es insbesondere um eine Mitsprache bei der Vergabe der Personalwohnungen 

geht. Dabei geht es nicht um jede einzelne Wohnung, sondern um eine Sicherstellung für 

Kitzbüheler Betriebe.  

 

Die im Raum stehende Miete scheint GR Schwendter zu hoch, es sollte nach Möglichkeit eine 

Obergrenze z.B. € 12,00 pro m², vorgegeben werden. 

 

GR Gamper behauptet, dass, wenn die WE zum Zug kommt, diese draufkommen wird, dass es 

sich nicht ausgeht und es dann zu einer Widmungsänderung für normale Wohnungen kommt. 

Für Bürgermeister Dr. Winkler ist dieses Szenario völlig unrealistisch. Es ist unbestritten, dass 

Personalwohnungen zu entstehen haben. Die WE hat sich das schon durchgerechnet und hat 

sich eben ergeben, dass dieses Projekt zu den gegebenen Parametern auch von einem 

gemeinnützigen Wohnbauträger umgesetzt werden kann. Neben der WE können auch 

Angebote von weiteren gemeinnützigen Wohnbauträgern eingeholt werden, ebenso kann die 

Fa. Asset zur Abgabe eines Angebotes eingeladen werden. 

 

Nach ausführlicher Diskussion erklärt der Bürgermeister, nunmehr über die Beschlussem-

pfehlung des Stadtrates abstimmen zu lassen. GR Gamper fordert, dass zunächst über seinen 

Antrag abgestimmt wird und fordert den Stadtamtsdirektor auf, einzuschreiten. Dieser erklärt, 

dass er nicht einschreiten sondern nur aufzuklären braucht. Die Festlegung der Reihenfolge der 

Abstimmung obliegt dem Bürgermeister. 

 

Der Bürgermeister stellt folgenden Antrag zur Abstimmung: 

Die Stadtgemeinde Kitzbühel macht vom Vorkaufsrecht zu den Bedingungen des Kauf-

vertrages vom 09.03.2021 zwischen der Mitarbeiterwohnhaus Drei GmbH & CoKG und der 

Asset Projekt und Bau Austria GmbH Gebrauch und übt dieses aus.  

Die Bestimmungen der Nutzungsvereinbarung betreffend Müll- und Fahrradraum, Parkplätze 

und Zufahrt zwischen der Mitarbeiterwohnhaus Sonngrub GmbH und CoKG, der Mitarbeiter-

wohnhaus Drei GmbH & CoKG und der Asset Projekt und Bau Austria GmbH sind bekannt 

und werden die wechselseitigen Verpflichtungen anerkannt. 
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Das Abstimmungsergebnis lautet wie folgt: 

12 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen und 3 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 

Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als Ablehnung). 

 

Bürgermeister Dr. Winkler ersucht GR Gamper, seinen Antrag für die Abstimmung zu 

formulieren. GR Gamper meint: Wollen Sie mich pflanzen?  

 

Bürgermeister Dr. Winkler teilt mit, dass sich der Stadtrat nunmehr mit den Bedingungen für 

die neuerliche Vergabe des Baurechtes befassen wird. Dazu werden gemeinnützige Wohnbau-

träger ebenso eingeladen ein Angebot zu erstellen, wie die Asset Projekt und Bau Austria 

GmbH. Die Fraktionsführer werden über das Ergebnis informiert. Es kann auch jeder 

Gemeinderat einen Bauträger dazu anhalten, der Stadtgemeinde ein Angebot zu machen. 

 

4. Referate 
 

4.1. Finanzen 
 

4.1.1. Vorlage und Beschlussfassung der Änderungen der Eröffnungsbilanz zum 

31.12.2019 
 

Bürgermeister Dr. Winkler übergibt gemäß § 108 Abs. 2. Tiroler Gemeindeordnung den Vorsitz 

an den 1. Bürgermeister-Stellvertreter Ing. Gerhard Eilenberger. 

 

Der Bürgermeister informiert, dass die Eröffnungsbilanz zu ändern war und bittet den 

Finanzverwalter Mag. (FH) Manfred Embacher dazu die Details zu erörtern. 

 

Der Finanzverwalter teilt mit, dass der Entwurf der Änderungen der Eröffnungsbilanz zum 

31.12.2019 vom 05.03.2021 durch zwei Wochen zur öffentlichen Einsicht aufgelegen ist, was 

entsprechend kundgemacht wurde. Einwendungen erfolgten nicht. Es wurden diverse 

Vermögenswerte bei Kulturgütern wie z.B. Gemälde von Alfons Walde und der Sammlung 

Goldschmidt, nacherfasst. Weiters wurden Rückstellungen für Pensionen sowie der freiwilligen 

Zusatzpension erfasst. Die Netto-Vermögensveränderungsrechnung wird vom Finanzverwalter 

anhand einer PowerPoint-Präsentation erläutert. 
 

Eine Beschlussempfehlung des Stadtrates liegt vor. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler verlässt während der Beratung und Beschlussfassung den Sitzungssaal (§ 

108 Abs. 2 TGO). 

 

VB Ing. Eilenberger fragt nach, ob zur Änderung der Eröffnungsbilanz und zum Bericht des 

Finanzverwalters noch Fragen bestehen. Dies ist nicht der Fall.  

 

VB Ing. Eilenberger stellt als Vorsitzender an den Gemeinderat der Stadt Kitzbühel den Antrag, 

die Festsetzung der Änderungen der Eröffnungsbilanz zum 31.12.2019 der Stadtgemeinde 

Kitzbühel gemäß den Bestimmungen der VRV 2015 § 38 mit folgendem wesentlichen Inhalt 

zu beschließen: 

 

Nettovermögensveränderungsrechnung (Anlage 1d) 

 

Nettovermögen zum 31.12.2019 € 227.172.667,46 

1. Änderung der Ansatz- und Bewertungsmethoden € 0,00 
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2. Nacherfassung von Vermögenswerten € 1.114.911,00 

3. Änderung der erstmaligen Eröffnungsbilanz € -36.244.254,75 

Angepasstes Nettovermögen zum 31.12.2019 € 192.043.323,71 

 

Die Beschlussfassung zu diesem Antrag erfolgt mit 13 Ja-Stimmen bei 2 Nein-Stimmen und 3 

Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als 

Ablehnung). 

 

4.1.2.  Vorlage und Beschlussfassung der Rechnungsabschlüsse der Stadtgemeinde  

           Kitzbühel und der städtischen Wirtschaftsunternehmen für das Jahr 2020 
 

Bürgermeister Dr. Winkler betritt den Sitzungssaal. Den Vorsitz führt weiter der 1. Bürger-

meister-Stellvertreter Ing. Gerhard Eilenberger. Dieser bittet den Bürgermeister und Finanz-

referenten um seinen Bericht zum Jahresabschluss. 

 

Zunächst bedankt sich der Bürgermeister beim Finanzverwalter Mag. (FH) Manfred Embacher 

und seinem Team für die wiederum hervorragende Arbeit bei Erstellung des 

Rechnungsabschlusses. 

 

Der Bürgermeister teilt mit, dass der Rechnungsabschluss am 11.03.2021 vom Überprüfungs-

ausschuss vorgeprüft wurde. Dieser wurde vom 05.03. bis 19.03.2021 kundgemacht und ist in 

dieser Zeit zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen. Den Gemeinderatsparteien wurde der 

Entwurf des Rechnungsabschlusses am 05.03.2021 übermittelt. Einsichtnahmen und Stellung-

nahmen zum Rechnungsabschluss sind nicht erfolgt.  

 

Der Bürgermeister teilt weiters mit, dass der Rechnungsabschluss des Jahres 2020 auch 

wesentlich von den Corona-Hilfspaketen beeinflusst ist. Diese stellten einen wichtigen Impuls 

für die Wirtschaft und Entlastung für die einheimische Bevölkerung und Betriebe dar. Vor 

allem diverse Bauprojekte und Investitionen wurden nach hinten verschoben oder im Jahr 2020 

nicht begonnen. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler und Finanzverwalter Mag. (FH) Embacher referieren anhand einer 

PowerPoint-Präsentation, die auf der Leinwand gezeigt wird, ausführlich zum Rechnungsab-

schluss 2020. Betont wird, dass es sich um den ersten Rechnungsabschluss nach den Bestim-

mungen der Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2105) handelt. 

Demnach sind folgende 3 Haushalte zu führen: 

Ergebnishaushalt (Aufwand/Ertrag nach Sollprinzip) 

Finanzierungshaushalt (Auszahlung/Einzahlung nach Kassenprinzip) 

Vermögenshaushalt (Vermögen/Schulden nach Wertprinzip) 

 

Die Power-Point Präsentation lautet wie folgt: 
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Der vom Finanzverwalter erstellte Bericht zur Jahresrechnung 2020 der Stadtgemeinde 

Kitzbühel spiegelt die Ausführungen des Bürgermeisters und des Finanzverwalters wider, 

weshalb dieser wie üblich dem Protokoll angefügt wird. 

 

 
Bericht zur Jahresrechnung 2020 der Stadtgemeinde Kitzbühel 

 

 

Die dem Gemeinderat zur Beratung und Beschlussfassung vorliegende Jahresrechnung 2020 wurde als 

erster Jahresabschluss nach den Bestimmungen der VRV 2015 erstellt. Er umfasst den Abschluss des 

Ergebnishaushalts (Anlage 1a), des Finanzierungshaushalts (Anlage 1b) sowie des 

Vermögenshaushalts (Anlage 1c). Ebenso sind die Anlagen nach § 37 Abs. 1 VRV 2015 im 

Rechnungsabschluss 2020 enthalten. Weiters die Bilanzen und Erfolgsrechnungen der kaufmännisch 
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geführten städtischen Versorgungs- und Wirtschaftsbetriebe Elektrowerk, Wasserwerk und Schwarz-

seebetrieb. 

Die Jahresrechnung 2020 wurde gemäß § 108 der Tiroler Gemeindeordnung 2001 jeder 

Gemeinderatsfraktion sowie jedem Mitglied des Überprüfungsausschusses übermittelt. 

 

Die Gesamtsummen der Rechnungsabschlüsse lauten wie folgt: 

 

Jahresrechnung der Stadtgemeinde Kitzbühel:  

     
Ergebnishaushalt gem. Anlage 1a Rechnungsabschluss 2020  

     

Summe Erträge  35 561 519,17 €  

Summe Aufwendungen  39 293 356,60 €  

Summe Haushaltsrücklagen   553 323,30 €  

Nettoergebnis     -3 178 514,13 €  

     

Finanzierungshaushalt gem. Anlage 1b Rechnungsabschluss 2020  

            operative Gebarung  

Summe Einzahlungen                 32 938 579,49  

Summe Auszahlungen                31 736 840,90  

Geldfluss aus der operativen Gebarung                1 201 738,59  

     

           investive Gebarung  

Summe Einzahlungen                1 388 502,08  

Summe Auszahlungen               4 182 597,35  

Geldfluss aus der investiven Gebarung            -2 794 095,27  

Nettofinanzierungssaldo            -1 592 356,68  

     

     Finanzierungstätigkeit  

Summe Einzahlungen            1 309 587,85  

Summe Auszahlungen             796 751,20  

Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit            512 836,65  

Geldfluss aus der voranschlagswirksamen 

Gebarung         -1 079 520,03  

Vermögenshaushalt gem. Anlage 1c Rechnungsabschluss 2020  

     

Aktiva        253 321 839,95  

Passiva      253 321 839,95  

     

Kassenbestand zum 31.12.2020  

BAR                 1 568,12 €  

BANKKONTO                2 141 396,50 €  

KASSENBESTAND       2 142 964,62 €  
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Jahresabschluß des städt. Elektrizitätswerkes Kitzbühel:  

 BILANZVERLUST VOR STEUERN -545 575,57 € 

     

     
Jahresabschluß des städt. Wasserwerkes Kitzbühel:  

 BILANZVERLUST   -29 218,96 € 

     

     
Jahresabschluß des städt. Schwarzseebetriebes Kitzbühel:  

 BILANZVERLUST   -155 905,88 € 

 

Die Erläuterungen der Abweichungen gegenüber dem Ergebnisvoranschlag, die je Haushaltsstelle eine 

Summe von 100.000 übersteigen, sind von Seiten 9 bis 17 aufgelistet und begründet (§ 16 Abs.2 Z.3 

VRV).  

Die Erläuterungen der Abweichungen gegenüber dem Finanzierungs-voranschlag, die je 

Haushaltsstelle eine Summe von 100.000 übersteigen, sind von Seiten 21 bis 24 aufgelistet und 

begründet (§ 16 Abs.2 Z.3 VRV)  

 

Der Ergebnishaushalt (Anlage 1a) ist von Seite 27 bis 36 beschrieben. Das Nettoergebnis 2020 beträgt 

€ -3.178.514,13. Das Nettoergebnis besagt, ob die kommunalen Leistungen und Infrastruktur mit 

eigenen Mitteln finanziert und die Substanz des Gemeindevermögens erhalten werden kann. Es ist lt. 

TGO nach Möglichkeit ein ausgeglichenes Nettoergebnis anzustreben. Die Problematik für Gemeinden 

liegt in den hohen Vermögenswerten und den daraus resultierenden hohen Abschreibungen. Für 2020 

beträgt die Abschreibung für die Stadtgemeinde Kitzbühel ca. € 4,65 Mio. 

 

Der Finanzierungshaushalt (Anlage 1b) ist von Seite 35 bis 42 beschrieben. Der Finanzierungshaushalt 

wird in die operative und investive Gebarung sowie die Finanzierungstätigkeit untergliedert. Der Saldo 

(1), Geldfluss aus der operativen Gebarung muss inkl. den Tilgungen aus der Finanzierungstätigkeit 

positiv sein. Wenn er negativ ist, müssen Einsparungen getroffen werden.  

Der Saldo (2) Geldfluss aus der investiven Gebarung besagt, inwieweit Investitionen aus Einnahmen 

der Investiven Gebarung gedeckt sind. Dies können beispielsweise Grundstücksverkäufe oder auch 

Einzahlungen aus Kapitaltransfers sein. Für die Stadtgemeinde Kitzbühel beträgt der Saldo (2) € -

2.794.095,27. Der Saldo (3) Nettofinanzierungssaldo besagt, inwieweit Investitionen aus dem 

Überschuss der operativen Gebarung gemeindeintern finanziert werden. Ist der Saldo (3) negativ, 

müssen neue Schulden für Investitionen aufgenommen werden. Der Saldo (3) beträgt € -1.592.356,68.  

Die Finanzierungstätigkeit stellt die Darlehensaufnahmen sowie die laufenden Darlehenstilgungen dar. 

Für die Stadtgemeinde beträgt der Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit € 512.836,65. Ist der Wert 

positiv, bedeutet das, dass Schulden aufgebaut wurden. 

Für den RA ist noch der Saldo (7) Veränderung an liquiden Mitteln von Bedeutung. Für 2020 

veränderten sich die liquiden Mittel um € -1.521.497,97.   

 

Beim Nachweis der liquiden Mittel auf Seite 45 ist Stand mit 31.12.2020 mit folgenden Beständen 

dargestellt: 

Barkasse €           1.568,12 

Bankkonten €    2.141.396,50 

Sparbücher (Stiftungen, Mietkaution) €      226.773,65 

Zahlungsmittelreserven (Rücklagen) € 11.365.762,16 

 

Der Vermögenshaushalt (Anlage 1c) ist von Seite 49 bis 52 dargestellt. Die Aktiva sowie Passiva haben 

Summengleichheit. Der Wert für 2020 beträgt € 253.321.839,95, was eine Veränderung zum Vorjahr 

von € -213.265,38 bedeutet. Der Vermögenshaushalt gibt Aussage über die Erhaltung des 

Nettovermögens. 
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Die Beilage Finanzlage der Stadtgemeinde wird aus dem Portal Tirol auf Grund der GHD-Daten auf 

den Seiten 55 bis 60 erstellt. Darin sind der Bruttoüberschuss sowie der Verschuldungsgrad ersichtlich. 

Auf Grund der coronabedingten Mindereinnahmen bzw. Mehrausgaben beträgt der Wert für 2020 40,46 

%. Es stellt dies einen Momentanwert dar. Aus diesem Grund wird von Seite der Gemeindeaufsicht für 

die Beurteilung der Finanzlage von Gemeinden der 5-Jahres-Schnitt der Kennzahlen für eine 

fundiertere Beurteilung herangezogen. In den folgenden Seiten sind die Schuldenstände sowie die Pro-

Kopf-Verschuldung je Einwohner berechnet. Ebenso ist der 5-Jahresvergleich der Erträge sowie der 

Aufwendungen angeführt. 

 

Von Seite 63 bis 171 sind die Detailnachweise der Ergebnis- und Finanzierungsrechnungen aufgeführt. 

 

Die Nettovermögensveränderungsrechnung (Anlage 1d) auf Seite 175 ist analog zu der Auflistung der 

Änderungen der EB zum 31.12.2019. Es gibt ja die Möglichkeit, in der vom GR beschlossenen EB 5 

Jahre nach Beschluss Änderungen bzw. Korrekturen vorzunehmen. Wie bereits beim Beschluss der EB 

im September 2020 angekündigt, wurden auch bei uns mehrere Änderungen vorgenommen. So wurden  

die Kulturgüter in Höhe von ca. € 1,1 Mio. erfasst. Zusätzlich wurde eine Rückstellung für zukünftige 

Pensionszahlungen in Höhe von ca. € 36,2 Mio. durchgeführt. 

 

In der Darstellung Ergebnishaushalt und Vermögenshaushalt nach §1 Abs. 2 sind die Werte der 

Stadtgemeinde sowie deren wirtschaftlicher Unternehmungen in den Anlagen 1e und 1f von Seite 179 

bis 184 angeführt.  

 

Der Dienstpostennachweis ist von Seite 191 bis 194 aufgeführt. Neu in dieser Darstellung zu den 

Vorjahren ist, dass MA die während des Jahres ein- bzw. austreten als Teile v. H. bei den Köpfen 

angeführt sind. In der Kopfzahl von 285,33 Personen sind 98 Pensionisten enthalten. Der 

Personalaufwand für die Mitarbeiter in der Hoheitsverwaltung betrug 2020 € 7.349.668,90. Gegenüber 

dem Vorjahr 2019 beträgt die Steigerung der Lohnkosten € 239.607,05. Das entspricht einer 

Lohnkostensteigerung von 3,37%. 

 

Die Darstellung nach den Querschnitten (Anlage 5b) des Gesamthaushalts mit den marktbestimmten 

Betrieben ist auf Seite 203 bis 205 dargestellt. 

 

Der Nachweis über Transferzahlungen (Anlage 6a) ist detailliert von Seite 209 bis 212 aufgeführt. 

 

Die Haushaltsrücklagen und Zahlungsmittelreserven (Anlage 6b) sind auf Seite 215 aufgeführt. Es 

wurde 2020 vom GR eine Änderung der Betriebsmittelrücklage beschlossen. Nach § 83 Abs. 1 TGO 

müssen Entnahmen aus der Haushaltsrücklage dieser spätestens im Folgejahr wieder zugeführt werden. 

Da in der Vergangenheit diese Betriebsmittelrücklage auf Grund der guten Wirtschaftsbedingungen der 

Stadtgemeinde auf einen Betrag von ca.       € 6,8 Mio angewachsen war, wurde eine Unterteilung in 

eine Betriebsmittelrücklage mit € 1,5 Mio. und einer Investitionsrücklage mit ca. € 4,9 Mio. 

vorgenommen. Für 2020 wurden bei der LKW-Rücklage keine Zuführungen durchgeführt, da diese 

Rücklage mit den Abschreibungsbeträgen der aktiven Fahrzeuge befüllt werden sollte. Die Höhe der 

Rücklage von ca. € 2,8 Mio. erlaubte diesen Schritt. Die Rücklagen Energie Wasserversorgung in Höhe 

von € 31.489,22 wurde der Betriebsmittelrücklage zugeführt. Die Höhe der Rücklagen inkl. der 

Sparbücher der Stiftungen beträgt mit 31.12.2020  € 11.589.885,55. 

 

Der Einzelnachweis über Finanzschulden und Schuldendienst (Anlage 6c) ist von Seite 218 bis 221 

angeführt. Für 2020 wurde ein Darlehen für den Umbau des Museums in Höhe von € 1,3 Mio. 

aufgenommen. Der Schuldenstand mit 31.12.2020 beträgt € 7.879.185,48. Der jährliche Schuldendienst 

ist € 819.304,20, wobei auf die Tilgung € 796.751,20 und die Zinsen € 22.553,- entfallen.  

 

Der Nachweis über Beteiligungen ist von Seite 257 bis 264 angeführt. 

Die unmittelbaren Beteiligungen (Anlage 6j) betreffen  

 

 

- Altenwohnheim Kitzbühel GmbH mit einem Stammkapital von € 36.336,- 
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- Felbertauernstraße AG mit einem Buchwert der Beteiligung von   € 15.783,- 

- Liegenschaftsverwaltung und Energievertrieb der Stadt Kitzbühel GmbH mit einem 

Eigenkapital von € 328.000,- 

- Sportpark Kitzbühel mit einem Eigenkapital von € 35.000,- 

 

Die Stadtwerke Kitzbühel stellen keine Beteiligung dar, da es sich dabei um Betriebe im Eigentum der 

Stadtgemeinde handelt und diese mit den eigenen Rechnungsabschlüssen aufgeführt sind. 

 

Die mittelbaren Beteiligungen (Anlage 6k) betreffen  

- Bergbahn AG Kitzbühel mit einem Buchwert der Beteiligung in Höhe von ca. € 44,3 Mio. Die 

Stadtgemeinde Kitzbühel hält bei der Bergbahn AG Kitzbühel 50,3 % des Gesamtaktienkapitals 

der Gesellschaft. (99.307 Stück ausgegebene Aktien-Gemeinde 49.930 Stk.= 50,3 % Stand 

17.5.2013) 

- Energie West Management- und Service GmbH mit einem Buchwert der Beteiligung von € 

11.099, was 10,8 % entspricht 

- Raiffeisenbank Kitzbühel-St. Johann eGen mit einem Buchwert der Beteiligung von € 8,-. 

 

Der Nachweis über aktive Finanzinstrumente (Anlage 6m, Anlage 6n) ist von Seite 271 bis 275 

angeführt. Das Aktienvermögen der städtischen Stiftungen Dr.-Schmitz-Stiftung, Dr.-Bueb-Stiftung 

unterliegt den üblichen Aktienkurs-schwankungen und beläuft sich mit 31.12.2020 auf insgesamt € 

966.335,32. Auf die Dr. Schmitz-Stiftung entfallen Aktien in Höhe von € 271.439,64 und die Dr. Bueb-

Stiftung Aktien in Höhe von € 694.895,68. Der Anleihen Fond der Odescalchi-Stiftung wurde 2020 

verkauft und der Ertrag dem Sparbuch der Odescalchi-Stiftung zugeführt. Zusätzlich wurden die 

Anlagenwertpapiere für Pensionszahlungen in Höhe von € 9.085,80 verkauft und der Betriebs-

mittelrücklage zugeführt.  

 

Auf dem Rückstellungsspiegel (Anlage 6q) sind die Rückstellungen auf Seite 287 angeführt. Diese 

betreffen hauptsächlich Personalrückstellungen. Neu dazugekommen ist, wie oben schon erwähnt, die 

Rückstellung für Pensionen. Weiters wurde noch eine Rückstellung für Subventionierungen von 

Anschlussgebühren sowie die Rückstellung für die Coronamaßnahme bei den Kanalgebühren gebildet. 

Die Höhe dieser Rückstellung beträgt ca. € 1,3 Mio. und wird 2021 wieder aufgelöst werden. 

 

Der Haftungsnachweise (Anlage 6r) ist auf Seite 291 aufgeführt.  

Die höchste Haftung betrifft die ausreifende Haftung für die Sparkasse der Stadt Kitzbühel. Diese 

verringerte sich 2020 um ca. € 3 Mio. auf ca. € 35,136 Mio. Die Haftungen für sonstige 

Wirtschaftsunternehmen betreffen: 

 

- AWV Großache Süd in Höhe von € 194.712,70 als Solidarhaftung 

- Ausfallhaftung Kitzbüheler Ski Club in Höhe von € 55.000,- 

- Liegenschaftsverwaltung und Energievertrieb der Stadt Kitzbühel GmbH in Höhe von € 

910.361,94 für den Kontokorrentkredit 

- Sportpark Kitzbühel GmbH in Höhe von € 145.793,38 für den Kontokorrentkredit 

- Kletterhalle Kitzbühel Betriebs GmbH in Höhe von € 6.317,11 für den Kontokorrentkredit 

 

Der Nachweis der Investitionstätigkeit für 2020 ist von Seite 313 bis 317 aufgeführt. Diese Investitionen 

entsprechen dem AO Haushalt aus der VRV 1997. 

Folgende Investitionen wurden über Vorhaben getätigt: 

 

Ankauf MAN LKW sowie Opel Pritschenwagen für Stadtbauhof 

Bedeckung aus LKW-Rücklage  €          444.098,41 

Bedeckung aus lfd. Haushalt €             2.054,96 

Gesamt € 446.153,37 

Mittelschule Kitzbühel Fluchttreppe 

Bedeckung aus lfd Haushalt €          142.381,52 

Sanierung Museum 

Bedeckung Darlehen €      1.300.000,- 
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Bedeckung Covid-Sonderförderung Land €           50.000,- 

Bedeckung Landesförderung Denkmalpflege €           35.000,- 

Bedeckung Förderung Bundesdenkmalamt €            8.000,- 

Bedeckung laufender Haushalt €       317.160,63 

Gesamt € 1.710.160,63 

Sanierung Kampern/Oberaigen 

Bedeckung Bedarfszuweisung €     200.000,- 

Bedeckung laufender Haushalt (Vorauszahlung) €     228.747,15 

Gesamt  €    428.757,15 

Der Nachweis Kundenforderungen ist von Seite 321 bis 323 aufgelistet.  

                                                          2019                 2020 

Forderungen (MVAG 1131, 1132)            € 643.758,18  € 657.248,95 

Verbindlichkeiten (MVAG 1521)               € 150.926,11    € 268.089,81  

 

Anschließend an die Jahresrechnung der Stadtgemeinde Kitzbühel befinden sich die Jahresabschlüsse 

der städtischen Wirtschaftsbetriebe: 

 

Das STÄDTISCHE ELEKTRIZITÄTSWERK, einschließlich der Nebenbetriebe, erwirtschaftete 2020 ein 

Ergebnis vor Steuern von € -545.575,57. Das Ergebnis verschlechterte sich gegenüber dem Vorjahr auf 

Grund des Corona-Paketes in Höhe von ca. € 738.000,-der Stadtgemeinde. 

 

An die Stadtgemeinde Kitzbühel wurde kein Gewinnanteil ausgeschüttet. 

Der Geldbestand des städtischen Elektrowerkes verbesserte sich von anfänglich € -929.339,65 auf € - 

310.932,44 mit Ende des Abschlussjahres 2020. Darin enthalten ist eine Liquiditätsüberbrückung aus 

dem Wasserwerk in Höhe von    € 1,5 Mio. Die Investitionen für 2020 beliefen sich auf € 2.535.017,04. 

 

Das Ergebnis vor Steuern der einzelnen Teilbetriebe sieht wie folgt aus: 

  Elektroversorgungsbetrieb ................................................................................ € 361.500,- 

  

  Kabelfernsehbetrieb ........................................................................................ € -546.300,- 

  

  Stadtverkehrsbetrieb ........................................................................................ €- 363.300,- 

  

Das STÄDTISCHE WASSERWERK schließt das Rechnungsjahr 2020 mit einem Jahresverlust von € - 

29.218,96 ab. An die Stadtgemeinde Kitzbühel wurde ein Gewinnanteil von € 400.000,- ausgeschüttet. 

Der aus dem lfd. Betrieb erwirtschaftete Cash-flow I beträgt € -475.322,16 was seine Ursache im 

Corona-Paket der Stadtgemeinde in Höhe von ca. € 265.000,- sowie der Liquiditätsüberbrückung an 

das Elektrowerk hat. 

 

Nach Abzug der Investitionen von € 625.870,48 und der Kredittilgung von € 43.390,66 sowie der 

Liquiditätsstützung an das EW in Höhe von € 1,5 Mio. ergibt sich ein Plus von € 1.544.583,30 €. Der 

kumulierte Geldbestand zum Bilanzstichtag 31.Dez.2020 beträgt € 1.058.293,14. 

 

Der STÄDTISCHE SCHWARZSEEBETRIEB schließt das Jahr 2020 

mit einem Verlust von 155.905,88. Die Cash-flow-Berechnung ergibt folgendes Bild: 

  Fehlbetrag des lfd. Betriebes - €      94.215,59 

  Eigenmittelzufuhr                + €    230.000,00 

  Investitionsausgaben                                                                                 - €         3.237,34 

  Fehlbestand des Vorjahres                                                                       - €     139.945,14 

  = schließlicher Kassenbestand                                                                   €         7.398,07 
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Die Jahresrechnung 2020 der Stadtgemeinde Kitzbühel wurde gemäß § 108 TGO 2001 ab dem 

05.03.2021 für zwei Wochen zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt. 

Während der Auflagefrist erfolgte keine Einsichtnahme und keine schriftliche Einwendung. 

 

Gemäß § 111 TGO 2001 wurde die Jahresrechnung am 11.03.2021 vom Überprüfungsausschuss der 

Stadtgemeinde Kitzbühel geprüft, das Prüfungsprotokoll wird vom Obmann des Überprüfungs-

ausschusses vorgelegt. 

 
GR Schlechter bedankt sich für die Hilfestellung an Kitzbüheler Bürger und Betriebe durch die 

Corona-Hilfspakete. Diese Förderungen waren sehr hilfreich und hat es unzählige positive 

Feedbacks gegeben. Bemerkenswert ist, dass trotz der Corona-Krise die Kommunalsteuer im 

Jahr 2020 noch immer rund € 5,725.000,00 ausgemacht hat und somit gegenüber dem Jahr 2019 

mit rund € 6,290.000,00 bei weitem nicht so stark zurückgegangen ist, wie zunächst befürchtet. 

Dies zeigt die Stärke der Wirtschaftsbetriebe in Kitzbühel.  

 

VB Ing. Eilenberger ersucht um den Bericht des Überprüfungsausschusses zur Jahres-rechnung 

2020. Der Obmann des Überprüfungsausschusses Jürgen Katzmayr berichtet von der Prüfung 

vom 11.03.2021. Der Finanzverwalter hat den Rechnungsabschluss anhand der wesentlichen 

Punkte aus dem Leitfaden der Tiroler Landesregierung präsentiert und ausführlich erörtert. 

Fragen wurden vom Finanzverwalter zufriedenstellend beantwortet und wurde die Prüfung 

durch den Überprüfungsausschuss positiv abgeschlossen. 

 

Nachdem es keine weiteren Fragen an Bürgermeister Dr. Winkler gibt, verlässt dieser um 19.10 

Uhr den Sitzungssaal.  

 

VB Ing. Eilenberger fragt nochmals, ob es zum Rechnungsabschluss 2020 oder zum Bericht 

des Obmannes des Überprüfungsausschusses noch Fragen gibt. Nachdem dies nicht der Fall ist, 

wird der Antrag zur Beschlussfassung über den Rechnungsabschluss 2020 auf der Leinwand 

gezeigt und von VB Ing. Eilenberger der wesentliche Inhalt nochmals verlesen. Der Antrag 

lautet wie folgt:  

 

Der Vorsitzende stellt an den Gemeinderat der Stadtgemeinde Kitzbühel den   A n t r a g ,  

den vorgelegten Rechnungsabschluss der Stadtgemeinde Kitzbühel sowie die Rechnungs- 

abschlüsse des städtischen Elektrowerkes, des städtischen Wasserwerkes und des städtischen 

Schwarzseebetriebes Kitzbühel für das Haushaltsjahr 2020 gemäß § 108 Abs. 2 TGO 2001  

mit folgenden wesentlichen Ergebnissen zu genehmigen und dem Bürgermeister als Rechnungs- 

leger gemäß § 108 Abs. 3 TGO 2001 die Entlastung zu erteilen. 

 Jahresrechnung der Stadtgemeinde 

Kitzbühel: 

     

         

 Ergebnishaushalt gem. Anlage 1a Rechnungsabschluss 2020     

 Summe Erträge   35 561 519,17 €     

 Summe Aufwendungen  39 293 356,60 €     

 Summe Haushaltsrücklagen  553 323,30 €     

 Nettoergebnis   -3 178 514,13 €     

 Finanzierungshaushalt gem. Anlage 1b Rechnungsabschluss 2020     

      operative Gebarung     

 Summe Einzahlungen            32 938 579,49     

 Summe Auszahlungen            31 736 840,90     
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 Geldfluss aus der operativen Gebarung             1 201 738,59     

         

    investive Gebarung     

 Summe Einzahlungen            1 388 502,08     

 Summe Auszahlungen            4 182 597,35     

 Geldfluss aus der investiven Gebarung         -2 794 095,27     

 Nettofinanzierungssaldo          -1 592 356,68     

         

    Finanzierungstätigkeit     

 Summe Einzahlungen          1 309 587,85     

 SummeAuszahlungen             796 751,20     

 Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit            512 836,65     

 Geldfluss aus der voranschalgswirksamen 

Gebarung 

        -1 079 520,03     

         

 Vermögenshaushalt gem. Anlage 1c Rechnungsabschluss 2020     

         

 Aktiva          253 321 839,95     

 Passiva          253 321 839,95     

         

 Kassenbestand zum 

31.12.2020 

      

         

 BAR   1 568,12 €     

 BANKKONTO   2 141 396,50 €     

 KASSENBESTAND  2 142 964,62 €     

    

 

     

 Jahresabschluß des städt. Elektrizitätswerkes Kitzbühel:     

  BILANZVERLUST VOR STEUERN -545 575,57 €    

         

         

 Jahresabschluß des städt. Wasserwerkes Kitzbühel:     

  BILANZVERLUST  -29 218,96 €    

         

         

 Jahresabschluß des städt. Schwarzseebetriebes Kitzbühel:     

  BILANZVERLUST  -155 905,88 €    

 

 

 

Die Beschlussfassung zu diesem Antrag erfolgt mit 13 Ja-Stimmen, bei 2 Nein-Stimmen und 3 

Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als Ab-

lehnung).  
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Bürgermeister Dr. Winkler betritt um 19.20 Uhr wieder den Sitzungssaal, bedankt sich für die 

erteilte Entlastung und übernimmt wieder den Sitzungsvorsitz. 

 

4.2. Überprüfungsausschuss 
 

Referent GR Jürgen Katzmayr. 

 

4.2.1. Vorlage der Kassaprüfungsniederschrift gemäß § 112 Tiroler Gemeinde- 

          ordnung 2001 
 

Der Obmann des Überprüfungsausschusses GR Katzmayr berichtet über die am 11.03.2021 

gemäß § 110 Tiroler Gemeindeordnung durchgeführte Kassaprüfung durch den Über-

prüfungsausschuss. Die Kassaprüfungsniederschrift wird auf der Leinwand gezeigt. Das 

Ergebnis der Kassabestandsaufnahme wird vom Obmann des Überprüfungsausschusses vor-

getragen. Dieser erklärt, dass die Überprüfung keinerlei Anlass für Beanstandungen ergeben 

hat. 

 

Der Bericht des Referenten wird vom Gemeinderat zustimmend zur Kenntnis genommen.  

 

4.3. Straßen und Verkehr 
 

Referent GR Hermann Huber. 

 

4.3.1.  Verordnung Halte- und Parkverbot "Bichlstraße" linksseitig stadteinwärts, vom  

     Haus Nr. 22 bis zum Haus Nr. 18, ausgenommen Taxi, täglich von 7.00 - 19.00  

     Uhr 
 

Zu diesem Tagesordnungspunkt sowie zu dem damit im Zusammenhang stehenden folgenden 

Tagesordnungspunkt 4.3.2. Verordnung Kurzparkzone „Bichlstraße“ erörtert der Referent die 

geplanten Maßnahmen anhand eines auf die Leinwand projizierten Lageplanes. Gemäß diesem 

stellt sich die Situation wie folgt dar: 
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GR H. Huber verweist darauf, dass der „Franz Coffee und Winebar“ wiederum wie im ver-

gangenen Jahr der Betrieb eines Gastgartens ermöglicht werden soll. Dazu verweist der 

Referent auch auf die Beschlussfassung in der Gemeinderatssitzung vom 04.05.2020. In der 

Bichlstraße sind im heurigen Sommer Umbauarbeiten geplant und soll es dann für die 

kommenden Jahre eine  dauerhafte  Lösung  zur  Gastgartennutzung   geben. GR Gamper  er- 
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kundigt sich über die verbleibende Anzahl der Taxistellplätze und erklärt nur einverstanden zu 

sein, wenn 3 Taxistandplätze erhalten bleiben. GR H. Huber und der Stadtamtsdirektor erklären, 

dass die Taxistandplätze Richtung stadteinwärts verlegt werden und wie gemäß der Verordnung 

im vergangenen Jahr während der Gastgartennutzung 2 Taxistandplätze vorhanden sind. Laut 

GR Gamper sind die Taxler „am Anschlag“. Bürgermeister Dr. Winkler empfiehlt GR Gamper, 

sich genauer mit der Sachlage zu befassen. Es ist ein vernünftiges Miteinander erforderlich und 

im Übrigen war es auch eine Forderung von GR Gamper, öffentliche Verkehrsflächen zur 

Gastgartennutzung zur Verfügung zu stellen.  

 

GR H. Huber spricht von einem guten Kompromiss für alle Gewerbetreibenden in der Bichl-

straße. GRin Luxner sieht die Gastgartennutzung durch das Café Franz positiv, da die Auto-

fahrer in diesem Bereich nun deutlich langsamer fahren. VB Zimmermann ist der Ansicht, dass 

die gleiche Verordnung wie im letzten Jahr und die damit verbundenen Flächennutzungen 

sicher in Ordnung gehen.  

 

Der Gemeinderat beschließt mit 18 Ja-Stimmen bei einer Stimmenthaltung (Enthaltung gilt 

gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als Ablehnung) nachstehende Verordnung (Auszug): 

 

Gemäß §§ 16, 51 Tiroler Gemeindeordnung 2001, LGBl. Nr. 36/2001 i.d.g.F. in Verbindung 

mit §§ 43 Abs. 1 lit b Z. 1 und 94d Z. 4 lit. a der Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl. Nr. 

159/1960 i.d.g.F. wird im Interesse der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs 

für die Zeit vom 27.03.2021 bis 30.11.2021 verordnet: 

 

Halte- und Parkverbot gem. § 52 lit. a Z. 13b StVO auf der Gemeindestraße „Bichlstraße“, 

linksseitig, stadteinwärts, vom Haus Nr. 22 bis zum Haus Nr. 18, ausgenommen Taxi, 

täglich von 7 - 19 Uhr. 

(Änderung der Verordnung vom 20.12.2011, Zl. 2002/11). 

 

Grund: aufgrund des Gastgartenbetriebes vor dem Café „Franz“. 

 

Verkehrszeichen: 

„Halten und Parken verboten“ (§ 52 lit. a Z. 13b StVO) mit den Zusatztafeln „Anfang“ und 

„Ende“ und „ausgenommen Taxi“, „täglich von 7 – 19 Uhr“. 

 

Aufstellungsort: 

Bichlstraße, vor dem Haus Nr. 22, (Anfang) gem. den Koordinaten Breitengrad 47°26.686` N, 

Längengrad 12°23.570` O und (Ende) Längengrad 12°23.558` O Breitengrad 47°26.690`N 

 

4.3.2. Verordnung Kurzparkzone "Bichlstraße" 
 

Zur Information durch den Referenten GR H. Huber siehe Tagesordnungspunkt 4.3.1. 

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig (19 Ja-Stimmen) nachstehende Verordnung (Auszug): 

 

Gemäß §§ 16, 51 Tiroler Gemeindeordnung 2001, LGBl. Nr. 36/2001 i.d.g.F. in Verbindung 

mit §§ 43, Abs. 1 lit b Z. 1 und 94d Z. 4 lit a der Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl. Nr. 

159/1960 i.d.g.F. wird im Interesse der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs 

für die Zeit vom 27.03.2021 bis 30.11.2021 verordnet: 

 

Kurzparkzone gem. § 25 StVO auf der Gemeindestraße „Bichlstraße“  
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a) in Fahrtrichtung stadteinwärts vom Haus Nr. 18, Koordinaten: Länge 12°23.558`O Breite 

47°26.690`N, bis zum Haus Nr. 10, Koordinaten: Länge 12°23`523`O Breite 47°26`698`N 

(Änderung d. Verordnung v. 20.12.2011, Zl. 2003/11 

 

Grund: aufgrund des Gastgartenbetriebes vor dem Café „Franz“. 

 

Halte- u. Parkverbot gem. § 52 a Z. 13 b StVO auf der Gemeindestraße „Bichlstraße“ 

d) vor dem Haus Nr. 22, Koordinaten: Länge 12°23.556``O Breite 47°26.686“N auf eine 

Länge von   6 m stadtauswärts, ausgenommen Fahrzeuge von Menschen mit Behinderungen 

gem. § 43 (1) lit.d StVO (Änderung der Verordnung vom 20.12.2011, Zl. 2003/11). 

Grund: aufgrund des Gastgartenbetriebes vor dem Café „Franz“. 

Verkehrszeichen: 

„Kurzparkzone“ (§ 52 Z. 13 d StVO) mit Zusatztafel „gebührenpflichtig und gebührenfrei, 

zulässige Parkdauer 60 Minuten samt Zeitangabe wie oben, ausgenommen Feiertage, Anfang, 

Ende (zu Punkt a) 

„Halten u. Parken verboten“ (§ 52 a Z 13 b StVO) mit Richtungspfeil samt Meterangaben 6 m 

(in Richtung stadtauswärts) und der Zusatztafel gem. § 54 Abs. 5 lit. h StVO (zu Punkt d). 

Aufstellungsort: 

a) Bichlstraße vor den Häusern Nr. 10 und 18 zu angeführten Koordinaten 

d) Bichlstraße vor dem Haus Nr. 22 zu den angeführten Koordinaten 

 

4.3.3. Verordnung Halte- und Parkverbot "Sonnenhofweg" ab dem Haus Nr. 2 bis zum  

          Haus Nr. 31, beidseitig im gesamten Verlauf 
 

Der Referent berichtet, dass bereits im Jahr 2017 ein Halte- und Parkverbot am Sonnenhof-weg 

beschlossen wurde. Damals wurde allerdings kein verkehrstechnisches Gutachten eingeholt. 

Dies wurde nunmehr nachgeholt und wird das Gutachten des Ingenieurbüros für Ver-

kehrswesen Hirschhuber und Einsiedler OG vom 26.02.2021 auf der Leinwand gezeigt und zur 

Kenntnis gebracht. Das Ermittlungsverfahren nach § 94f StVO (Anhörung der Kammern) 

wurde durchgeführt. 

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig (19 Ja-Stimmen) die Verordnung vom 18.09.2017 

betreffend Halte- und Parkverbot auf der Gemeindestraße Sonnenhofweg ab dem Haus Nr. 2 

bis zum Haus Nr. 31 aufzuheben und beschließt weiters einstimmig (19 Ja-Stimmen) die 

nachstehende Verordnung (Auszug): 

 

Gemäß §§ 16, 51 Tiroler Gemeindeordnung 2001, LGBl. Nr. 36/2001 i.d.g.F. in Verbindung 

mit §§ 43, Abs. 1 lit b Z. 1 und 94d Z. 4 lit a der Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl. Nr. 

159/1960 i.d.g.F. wird im Interesse der Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs 

verordnet: 

 

Halte- und Parkverbot gemäß § 52a Z. 13b StVO auf der Gemeindestraße „Sonnenhofweg“, 

ab dem Haus Nr. 2 bis zum Haus Nr. 31, beidseitig, im gesamten Verlauf. 

 

Verkehrszeichen: 

„Halten und Parken verboten“ (§ 52a Z. 13b StVO) samt Wiederholungszeichen und den 

Zusatztafeln „Anfang“ und „Ende“. 

 

Aufstellungsort: 
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Sonnenhofweg, vor dem Haus Nr. 2 gem. den Koordinaten Breitengrad: 47°26.809‘‘N, 

Längengrad: 012°23.862‘‘O (Anfang), gegenüber Haus Nr. 31 gem. den Koordinaten 

Breitengrad: 47°26.641“N, Längengrad: 012°24.081“O (Ende), vor dem Haus Nr. 31 gem. den 

Koordinaten Breitengrad: 47°26.238“N, Längengrad: 012°24.087“O (Anfang), vor dem Haus 

Nr. 1, gem. den Koordinaten Breitengrad: 47°26.823“N, Längengrad: 012°23.878O (Ende). 

 

4.4. Soziales und Wohnungswesen 
 

Referentin GRin Hedwig Haidegger. 

 

4.4.1. Wohnungsvergaben 
 

Über Antrag der Referentin und auf Empfehlung des Wohnungsausschusses beschließt der 

Gemeinderat einstimmig (18 Ja-Stimmen; GR Schlechter ist bei der Abstimmung nicht an-

wesend) folgende Wohnungsvergaben: 

 

Die Wohnung in der Jochbergerstraße 109, Top 4 (75,65 m² - 45 P.) an. 

 

Die Wohnung in der Siedlung Badhaus 1, Top 6 (43,20 m², 32 P.) an. 

 

4.5. Bau und Raumordnung 
 

Referent GR Georg Wurzenrainer 

 

4.5.1. Bausperre Innerstaudach 
 

Erlassung einer Bausperre gem. § 74 Tiroler Raumordnungsgesetz 2016 – TROG 2016, LGBl. 

Nr. 101/2016, idgF, im Bereich der Gste 100/6, 100/7, 100/9, 100/10, 100/11 und 100/13, je 

KG Kitzbühel-Land (Innerstaudach)  

 

Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 

Sitzung vom 08.03.2021 unter Bezugnahme auf das ortsplanerische Gutachten des 

raumplanungsfachlichen Sachverständigen Arch. Günther Gasteiger, welches auf der Lein-

wand gezeigt wird. 

 

Protokoll Ausschuss: 

 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde letztmalig in der 46. Sitzung des Ausschusses für Bau- und 

Raumordnung am 25. Jänner 2021 behandelt.   

Es wird in Erinnerung gerufen, dass die Taban GmbH um den Neubau eines Wohnhauses mit 

5 Wohneinheiten auf Gst 100/10, KG Kitzbühel-Land, angesucht hat.  

Seitens des Raumplanungsbüro Plan Alp ZT GmbH erfolgte eine raumordnungsfachliche 

Beurteilung des Bauvorhabens mit dem Hinweis, dass eine Reduktion der Baumassendichte auf 

1,8 sowie eine deutliche Reduktion des Dachgeschosses erforderlich ist.  

Der Stadtbaumeister hat darauf hingewiesen, dass beim Vergleich der äußeren Erscheinung 

des Entwurfes zum  eingereichten  Projektes,  keine  wesentliche  Verkleinerung des  Dachge- 

schosses erkennbar ist. Hinsichtlich der Anzahl der Wohneinheiten wurde bemerkt, dass sich 

im Umfeld des Projektes Wohnhäuser mit einer bzw. maximal zwei Wohneinheiten befinden, 

die umliegenden Gebäude aber zudem deutlich geringere Gebäudehöhen aufweisen.  

Des Weiteren wurde bei der 46. Sitzung festgehalten, dass eine weitere raumordnungs-

fachliche Beurteilung zu erfolgen hat und ein Bebauungsplan für den gesamten Planungs-

bereich zu erlassen und die Erlassung einer Bausperrenverordnung zu prüfen ist.  
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Auf die Frage von EGR Wohlfahrtstätter zur Bausperre erklärt der Stadtamtsdirektor den Sinn 

und die rechtliche Grundlage einer Bausperre. 

 

Der Stadtbaumeister erläutert, dass Arch. Günther Gasteiger mit der raumordnungs-fachlichen 

Beurteilung der Einreichplanung zum Neubau eines Mehrparteienhauses mit 5 Wohnungen auf 

Gst 100/10, KG 82107 Kitzbühel Land, beauftragt wurde.  

Im ortplanerischen Gutachten kommt Arch. Gasteiger zusammenfassend zum Ergebnis, dass 

die geplante Baumaßnahme nicht mit den Vorgaben des örtlichen Raumordnungskonzeptes in 

Einklang zu bringen ist. Das aufgesetzte Dachgeschoss würde die Dachlandschaft der direkten 

Nachbargebäude überragen. Der gewünschte Charakter des Ortsteiles Staudach, der durch 

Ein- und Zweifamilienhäuser mit starker Durchgrünung geprägt ist, wäre in der bestehenden 

Charakteristik der Ein- und Zweifamilienhäuser gestört. 

Der beauftragte Sachverständige empfiehlt zum Schutz des Orts- und Straßenbildes im 

Planungsbereich ebenfalls zum Schutz bestehender Nutzungsstrukturen einen Bebauungsplan 

mit folgenden Planungszielen für den Bereich der Grundstücke Gste 100/6, 100/7, 100/9, 

100/10, 100/11 und 100/13, je KG Kitzbühel-Land (Innerstaudach) zu erlassen:  

 

- Straßenfluchtlinie 

- Baufluchtlinie 

- Bauweise 

- Baumassendichte maximal 

- Höchste Gebäudehöhe – absolut 

- Anzahl der Geschosse 

- Nutzflächendichte 

- Höhenlage 

- Bebauungsdichte oberirdisch und unterirdisch 

- Firstrichtung 

- Dachneigung 

 

Nach kurzer Diskussion wird vom Ausschuss für Bau- und Raumordnung mit 6 Ja-Stimmen die 

Meinung vertreten, dass eine Bausperrenverordnung gem. § 74 Tiroler Raumordnungs-gesetz 

2016 – TROG 2016, LGBl. Nr. 101/2016, idgF für den Bereich der Gste 100/6, 100/7, 100/9, 

100/10, 100/11 und 100/13, je KG Kitzbühel Land (Innerstaudach), sowie in weiterer Folge für 

das gegenständliche Planungsgebiet ein Bebauungsplan, zu erlassen ist. 

 

Die geplante Verordnung wird vom Stadtamtsdirektor verlesen. Diese lautet wie folgt: 

 

Aufgrund des § 74 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2016 – TROG 2016, LGBl. Nr. 101, 

zuletzt geändert durch LGBl. Nr. 116/2020, wird verordnet: 

 

 

 

 

§ 1 

Beabsichtigte Planungsmaßnahme 

Die Stadtgemeinde Kitzbühel beabsichtigt, für den Bereich der Grundstücke Nr. 100/6, 100/7, 

100/9, 100/10, 100/11, 100/13, je KG Kitzbühel Land, einen Bebauungsplan zu erlassen, der 
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die bauliche Nutzbarkeit dieser Grundstücke regelt. Dabei soll eine ortsverträgliche Bebauung 

mit Ein- und Zweifamilienhäusern festgelegt werden.  

§ 2 

Betroffener Planungsbereich 

Die Bausperre gilt für folgende Grundstücke, die in der Anlage A zu dieser Verordnung planlich 

dargestellt sind: 

Gst. Nr: 100/6 

Gst. Nr: 100/7 

Gst. Nr: 100/9 

Gst. Nr: 100/10 

Gst. Nr: 100/11 

Gst. Nr: 100/13 

Sämtliche Grundstücke befinden sich im Gebiet Innerstaudach KG Kitzbühel Land und sind im 

Flächenwidmungsplan der Stadtgemeinde Kitzbühel als Wohngebiet gemäß § 38 Abs. 1 TROG 

2016 ausgewiesen.  

§ 3 

Grundzüge der mit der Planungsmaßnahme verfolgten Planungsziele 

Im betroffenen Planungsbereich Innerstaudach, KG Kitzbühel Land weisen die in der 

Umgebung bebauten Grundstücke maximal Gebäude mit einem Erdgeschoss und einem 

Obergeschoss auf. Teilweise ist das Obergeschoss als ein ausgebautes Dachgeschoss 

ausformuliert.  

Ebenso befinden sich in der bebauten Umgebung, wie im örtlichen Raumordnungsprogramm 

verordnet, nur Ein- und Zweifamilienhäuser mit starker Durchgrünung im Bestand.  

Die Charakteristik der Bebauung im Ortsteil Staudach ist durch die geplante Errichtung eines 

Mehrparteienhauses mit 5 Wohnungen auf Grundstück 100/10 nicht mehr gegeben, da vor 

allem die Körnung der städtebaulichen Maßnahme nicht mit den Zielen des örtlichen 

Raumordnungskonzeptes in Einklang zu bringen ist. Die Größenverhältnisse des auf Grund-

stück 100/10 geplanten Gebäudes und der im Planungsbereich bestehenden Gebäude im 

direkten Vergleich der Baumassen entsprechen nicht dem örtlichen Raumordnungskonzept.    

Zum Schutz einer geordneten baulichen Gesamtentwicklung und zum Schutz des Orts- und 

Straßenbildes im Planungsbereich sowie zum Schutz bestehender Nutzungsstrukturen soll ein 

Bebauungsplan mit folgenden Planungszielen ausgearbeitet und erlassen werden: 

- Straßenfluchtlinie 

- Baufluchtlinie 

- Bauweise 

- Baumassendichte maximal 

- Höchste Gebäudehöhe – absolut 

- Anzahl der Geschosse 

- Nutzflächendichte 

- Höhenlage 

- Bebauungsdichte oberirdisch und unterirdisch 

- Firstrichtung 

- Dachneigung 



 

- 64 -  

 

 

§ 4 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Ablauf der Kundmachungsfrist gemäß § 74 Abs. 6 TROG 2016 in 

Kraft. 

 

Für GR Gamper ist es nicht in Ordnung, dass der Planungsbereich für die Bausperrenver-

ordnung 6 Grundstücke umfasst. Eine Bausperre sollte nur für das unbebaute Grundstück 

100/10 erlassen werden. Er erkundigt sich, ob mit den Anrainern der weiteren vom Planungs-

bereich umfassten Grundstücke gesprochen wurde und erklärt sogleich, dass dies nicht der Fall 

gewesen sei. Er hat mit Anrainern gesprochen und diese wüssten nichts von der Bau-sperre. 

GR Gamper stellt den Antrag, alle in dem Verordnungsentwurf enthaltenen Grundstücke, 

ausgenommen das Gst 100/10 aus der Verordnung herauszunehmen. GR Gamper meint, 

ansonsten wäre es ein Drüberfahren über Einheimische. 

 

Auch GR Mag. Filzer erkundigt sich, ob mit den Leuten geredet wurde. 

 

GR Wurzenrainer erklärt, dass es einen vom Raumplanungssachverständigen festgelegten 

Planungsbereich gibt. Die Bausperre mit den Eigentümern der vom Planungsbereich um-fassten 

Grundstücke vorab zu erörtern ist rechtlich nicht notwendig, es wird aber im Zuge der Erlassung 

des Bebauungsplanes Gespräche mit den Einheimischen geben. Nach Erlassung der 

Bausperrenverordnung kann gezielt und rasch an der Erlassung eines Bebauungsplanes 

gearbeitet werden. Dies ist keineswegs eine Schikane gegenüber den Eigentümern der vom 

Planungsbereich umfassten, bereits bebauten Grundstücke.  

 

Bürgermeister Dr. Winkler verweist darauf, dass mit der Bausperrenverordnung ein massiver, 

nicht in den Planungsbereich passender Baukörper unterbunden wird, was gerade dem Schutz 

der im Planungsbereich Ansässigen dient. 

 

Der Stadtbaumeister berichtet, dass es unter den Anrainern große Aufregung wegen des ge-

planten Bauvorhabens gegeben habe und Anrainer selbst sich an das Bauamt gewandt haben. 

Der Stadtbaumeister und der Stadtamtsdirektor erklären, dass der Sachverständige für 

Raumplanung, Arch. Gasteiger, einen Planungsbereich festgelegt hat, welcher in Bezug auf das 

geplante Bauvorhaben auf Gst 100/10 zu beurteilen ist. Somit ist von diesem Planungs-bereich 

auszugehen, eine Bausperre nur für ein Grundstück zu erlassen würde dann wohl nicht halten.  

 

Über Nachfrage von GR Widmoser teilt der Stadtamtsdirektor mit, dass im gegenständlichen 

Fall die Bausperre außer Kraft treten würde, wenn nicht innerhalb eines Jahres der Entwurf des 

Bebauungsplanes aufgelegt wird. Die rasche Auflage und Erlassung eines Bebauungs-planes 

liegt im Interesse der Stadtgemeinde Kitzbühel und hat sich dafür auch schon der Ausschuss 

für Bau und Raumordnung ausgesprochen. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat mit 17 Ja-Stimmen bei 

2 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß § 45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als Ab- 

 

 

lehnung) die Verordnung zur Erlassung einer Bausperre im Bereich Innerstaudach W 58, KG 

Kitzbühel Land, wie vom Stadtamtsdirektor zuvor verlesen (Verordnungstext siehe oben). 

 

GR Gamper stellt den Antrag, die Grundstücke 100/6, 100/7, 100/9, 100/11 und 100/13 von der 

Bausperrenverordnung auszunehmen. 
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Das Ergebnis der Abstimmung zum Antrag von GR Gamper lautet wie folgt: 

2 Ja-Stimmen bei 14 Nein-Stimmen und 2 Stimmenthaltungen (Enthaltungen gelten gemäß    § 

45 Abs. 2, 2. Satz TGO 2001 als Ablehnung; GRin Haidacher ist bei der Abstimmung nicht 

anwesend). 

 

Flächenwidmungspläne: 

 

4.5.2. Steuerberg AG, Kitzbühel 
 

Umwidmung der Gste 2890/1 und 2896/1 (je zum Teil), je KG Kitzbühel-Land (Bichlach) von 

derzeit Freiland gem. § 41 TROG 2016 in künftig Sonderfläche standortgebunden gem. § 43 

(1) a, Festlegung Erläuterung: Parkplatz, entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT 

GmbH vom 07.01.2021, Planungsnummer:411-2020-00025 

 

Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 

Sitzung vom 08.03.2021 unter Bezugnahme auf das raumplanungsfachliche Gutachten und den 

Planentwurf, der auf der Leinwand gezeigt wird.  
 

Protokoll Ausschuss: 

 

Dieser Tagesordnungspunkt wurde letztmalig in der 46. Sitzung des Ausschusses für Bau- und 

Raumordnung am 25. Jänner 2021 behandelt. Dabei wurde festgehalten, dass die Auflage zur 

Umwidmung mit 4 Ja Stimmen und 2 Enthaltungen befürwortet wird, wenn eine positive 

Stellungnahme von Kitzbühel Tourismus zur Absichtserklärung der Steuerberg AG zur 

Benützung des bestehenden Wanderweges, bis zur entsprechenden Sitzung des Gemeinderates 

vorliegt.  

Der Stadtamtsdirektor erklärt, dass die Stellungnahme des Tourismusverbandes nunmehr 

vorliegt. Der Inhalt der Erklärung wird den Ausschussmitgliedern zur Kenntnis gebracht. 

Im Wesentlichen wird dabei ausgeführt, dass der Tourismusverband die Erklärung der 

Steuerberg AG positiv sieht. Es wird darauf hingewiesen, dass der Wanderweg seit „zig“ 

Jahren als öffentlicher Zugang zum Gasthaus Steuerberg besteht und dieser als ersessen 

betrachtet wird. Der Stadtamtsdirektor weist weiter darauf hin, dass das Schreiben des 

Tourismusverbandes vom 29.01.2021 der Steuerberg AG zur Kenntnis gebracht wurde. Die 

Steuerberg AG hat zu diesen Schreiben Stellung genommen, welche vollumfänglich, wie folgt 

vorgebracht wird: 

Aufgrund der Stellungnahme des Tourismusverbandes Kitzbühel vom 29.01.2021 wird die 

Erklärung der Steuerberg AG vom 25.01.2021 zum Wanderweg über den Parkplatz bzw. das 

Grundstück 2890/1 richtiggestellt. Der Steuerberg AG war nicht bewusst, dass die jährliche 

Anfrage nur Herrn Brunner betrifft und der Tourismusverband aufgrund jahrzehntelanger 

Übung und Duldung durch den Vorbesitzer von einem ersessenen Recht ausgeht. Da es 

natürlich auch im Interesse der Steuerberg AG liegt, den Einheimischen und Gäste diesen 

Spazierweg zur Verfügung zu stellen, wird dieser dauerhaft zur Benutzung durch die 

Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt. Es wird davon ausgegangen, dass dieser Wanderweg über 

den Steuerberg weiterhin vom Tourismusverband betreut wird. Eine geringfügige Verlegung 

des Wanderweges im ein Einvernehmen mit dem Tourismusverband im Falle betrieblicher 

Notwendigkeit bleibt vorbehalten. 

EGR Wohlfahrtstätter und GR Mag. Filzer sind der Ansicht es bedürfte zum Wanderweg einer 

klaren rechtlichen Regelung. VB Ing. Eilenberger erklärt dazu, dass die unterfertigte Erklärung 

eindeutig und unmissverständlich ist. Die vom Ausschuss geforderten Grundlagen liegen daher 

Entscheidungsreif vor.  
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Vom Ausschuss für Bau- und Raumordnung wird 6 Ja-Stimmen die Auflage zur 

Beschlussfassung zur Umwidmung der Gste 2890/1 und 2896/1 (je zum Teil), je KG Kitzbühel-

Land (Bichlach) von derzeit Freiland gem. § 41 TROG 2016 in künftig Sonder-fläche 

standortgebunden gem. § 43 (1) a, Festlegung Erläuterung: Parkplatz, entsprechend den 

Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 07.01.2021, Planungsnummer: 411-2020-00025 

befürwortet. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) gemäß § 68 Abs. 3 TROG 2016 den von der Plan Alp ZT GmbH ausgearbeiteten 

Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der Stadtgemeinde Kitzbühel vom 

07.01.2021, Planungsnummer: 411-2020-00025 durch 4 Wochen hindurch zur öffentlichen 

Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes vor: 

 

Umwidmung der Gste 2890/1 und 2896/1 (je zum Teil), je KG Kitzbühel-Land (Bichlach) von 

derzeit Freiland gem. § 41 TROG 2016 in künftig Sonderfläche standortgebunden gem. § 43 

(1) a, Festlegung Erläuterung: Parkplatz, entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT 

GmbH vom 07.01.2021, Planungsnummer: 411-2020-00025. 

 

(Erstbeschluss) 

 

4.5.3. Andreas Feller, Kitzbühel 
 

Ansuchen um Umwidmung der Gste 2588 und 2595 (je zum Teil), je KG Kitzbühel-Land 

(Höglern) von derzeit Freiland gemäß § 41 TROG 2016 in künftig Sonderfläche sonstige land- 

oder forstwirtschaftliche Gebäude und Anlagen gemäß § 47 TROG 2016, Festlegung 

Gebäudearten oder Nutzungen, Festlegung Zähler: 16, Festlegung Erläuterung: Jungviehstall 

mit Heu- und Strohlager, Maschinenhalle und Nebenanlagen, entsprechend den Planunter-lagen 

der Plan Alp ZT GmbH vom 21.01.2021, Planungsnummer: 411-2021-00001. 

 

Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 

Sitzung vom 08.03.2021 unter Bezugnahme auf das raumplanungsfachliche Gutachten und den 

Planentwurf, der auf der Leinwand gezeigt wird.  
 

Protokoll Ausschuss: 

 

Der Stadtbaumeister berichtet, dass Herr Andreas Feller der Eigentümer des Gst 2588 und der 

Bewirtschafter der dort situierten Hofstelle „Höglern“ in Kitzbühel ist. Die Betriebs-führung 

ist auf Grünlandbewirtschaftung mit Milchvieh- und Jungviehhaltung ausgelegt. Herr Feller 

beabsichtigt, rd. 25 m nördlich des bestehenden Wohn- und Wirtschaftsgebäudes einen neuen 

Jungviehstall mit Heu- und Strohlager, eine Maschinenhalle sowie Nebenanlagen zu errichten. 

Um das geplante Vorhaben realisieren zu können, ist neben einer Adaption der 

Parzellenstruktur eine Änderung des Flächenwidmungsplanes erforderlich, da die für eine 

Bebauung vorgesehenen Teilflächen der Gste 2588 und 2595   derzeit im Freiland  

 

gem. § 41 TROG 2016 liegen. Das rd. 2.687 m² umfassende Planungsgebiet wird derzeit im 

Wesentlichen als Standort eines Fahrsilos, Lagerfläche und zur Maschinenabstellung genutzt. 
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Die Flächenwidmungsplanänderung orientiert sich an den Vorgaben des örtlichen Raum-

ordnungskonzeptes, steht im Einklang mit den relevanten Zielen der örtlichen Raumordnung 

und wird vom Raumplanungsbüro Plan Alp ZT GmbH befürwortet. 

Der Stadtbaumeister erläutert den Planungsbereich anhand des Planes der Plan Alp ZT GmbH 

und weist darauf hin, dass die erforderlichen positiven Stellungnahmen sowie der 

Erläuterungsbericht zur Umwidmung vorliegen. 

 

Nach kurzer Diskussion befürwortet der Ausschuss mit 6 Ja-Stimmen die Auflage und die 

gleichzeitige Beschlussfassung zur Umwidmung der Gste 2588 und 2595 (je zum Teil), je KG 

Kitzbühel-Land (Höglern) von derzeit Freiland gemäß § 41 TROG 2016 in künftig Sonderfläche 

sonstige land- oder forstwirtschaftliche Gebäude und Anlagen gemäß § 47 TROG 2016, 

Festlegung Gebäudearten oder Nutzungen, Festlegung Zähler: 16, Festlegung Erläuterung: 

Jungviehstall mit Heu- und Strohlager, Maschinenhalle und Nebenanlagen, entsprechend den 

Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 21.01.2021, Planungsnummer: 411-2021-00001 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) gemäß § 68 Abs. 3 i.V.m. § 63 Abs. 9 TROG 2016 den von der Plan Alp ZT GmbH 

ausgearbeiteten Entwurf über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der Stadtgemeinde 

Kitzbühel vom 21.01.2021, Planungsnummer: 411-2021-00001 durch 4 Wochen hindurch zur 

öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 

 

Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes vor: 

 

Ansuchen um Umwidmung der Gste 2588 und 2595 (je zum Teil), je KG Kitzbühel-Land 

(Höglern) von derzeit Freiland gemäß § 41 TROG 2016 in künftig Sonderfläche sonstige land- 

oder forstwirtschaftliche Gebäude und Anlagen gemäß § 47 TROG 2016, Festlegung 

Gebäudearten oder Nutzungen, Festlegung Zähler: 16, Festlegung Erläuterung: Jungviehstall 

mit Heu- und Strohlager, Maschinenhalle und Nebenanlagen, entsprechend den Planunter-lagen 

der Plan Alp ZT GmbH vom 21.01.2021, Planungsnummer: 411-2021-00001. 

 

Gleichzeitig wurde gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2016 der Beschluss über die dem Entwurf 

entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst. Dieser Beschluss wird nur 

rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme 

zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird. 

 

(Erst- und Zweitbeschluss) 

 

Bebauungspläne: 

 

4.5.4. Bebauungsplan B4 - Hausstattfeld 
 

Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gste 492/24, 492/23, 492/22, 492/21, 492/20, 

492/19 (zur Gänze) sowie der Gste 492/1 und 492/18 (zum Teil), je KG Kitzbühel Stadt 

(Hausstattfeld), entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 01.03.2021, 

Planungsnummer: b4_kiz20020_v1. 

 

Der Planentwurf wird auf der Leinwand gezeigt und vom Referenten unter Bezugnahme auf 

das Ergebnis der Sitzung des Ausschusses für Bau und Raumordnung vom 08.03.2021 sowie 

des raumplanungsfachlichen Gutachtens erörtert. 

 

Protokoll Ausschuss: 
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Der Stadtbaumeister ruft in Erinnerung, dass die Erlassung eines Bebauungsplanes auf Gst 

492/21 zuletzt in der 46. Sitzung des Ausschusses für Bau- und Raumordnung am 25. Jänner 

2021 behandelt wurde. Dabei handelte es sich jedoch um die Bebauung eines einzelnen 

Grundstückes. Nach eingehender Diskussion wurde vom Ausschuss für Bau- und Raumordnung 

die Meinung gefasst, dass zur weiteren Meinungsfindung eine konkretere Darstellung der Art 

der geplanten umliegenden Bebauung des Siedlungsprojektes der Stadt samt einem 

Geländemodell erforderlich ist. Der Stadtamtsdirektor erklärt das Erschließungsprojekt und 

weist auf bestehende vertragliche Bestimmungen hin, welche zwischen der Stadt und Herrn 

Mühlegger abgeschlossen wurden. 

Der Stadtbaumeister erläutert, dass das Raumplanungsbüro Plan Alp ZT GmbH mit der 

Entwicklung einer Bebauungsstudie sowie eines Bebauungsplanes für den Planungsbereich des 

gesamten künftigen Siedlungsgebietes Hausstattfeld beauftragt wurde. Die Bebauungs-studie 

stellt die jeweiligen Gebäudekörper, unter Berücksichtigung der maximalen oberirdischen 

Baumasse und Geschossigkeit, im Gelände dar. Die einzelnen Bebauungsvarianten sowie der 

Bebauungsplan werden den Ausschussmitgliedern zur Kenntnis gebracht und erläutert. Auf die 

einzelnen Bereiche der Bebauung wird detailliert eingegangen und darauf hingewiesen, dass 

Einzelhausbebauungen, Doppel- bzw. Reihenhauslösungen sowie ein größerer Bereich für den 

geförderten Wohnbau vorgesehen sind. Dabei werden auch die noch erforderlichen 

Ergänzungen des Flächenwidmungsplanes und eine Anpassung des örtlichen 

Raumordnungskonzeptes im südlichen Bereich des Planungsgebietes angesprochen.  

Die Bebauung orientiert sich an den Vorgaben des örtlichen Raumordnungskonzeptes und 

verursacht keine nachteiligen Auswirkungen auf das Orts-, Straßen- und Landschaftsbild.  

Um eine klare rechtliche Grundlage für die Umsetzung der geplanten Baumaßnahmen zu 

schaffen, soll der Bebauungsplan und ergänzende Bebauungsplan erlassen werden.  

  

Der Bebauungsplan beinhaltet unter anderem die Straßenfluchtlinie, Baufluchtlinie, Bauweise, 

Mindestbaumassendichte, höchster Punkt Gebäude absolut, zulässige Dachneigungen sowie 

die Höhe der Oberkante Rohdecke des obersten unterirdischen Geschosses oder der 

Bodenplatte.  

 

Nach kurzer Diskussion befürwortet der Ausschuss mit 6 Ja-Stimmen die Auflage und die 

gleichzeitige Beschlussfassung zur Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gste 

492/24, 492/23, 492/22, 492/21, 492/20, 492/19 (zur Gänze) sowie der Gste 492/1 und 492/18 

(zum Teil), je KG Kitzbühel Stadt (Hausstattfeld), entsprechend den Planunterlagen der Plan 

Alp ZT GmbH vom 01.03.2021, Planungsnummer: b4_kiz20020_v1. 

 
Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) gemäß § 64 Abs. 1 TROG 2016 den von der Plan Alp ZT GmbH ausgearbeiteten Entwurf 

über die Erlassung eines Bebauungsplanes im Bereich der Gste 492/24, 492/23, 492/22, 492/21, 

492/20, 492/19 (zur Gänze) sowie der Gste 492/1 und 492/18 (zum Teil), je KG Kitzbühel Stadt 

(Hausstattfeld), entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 01.03.2021, 

Planungsnummer: b4_kiz20020_v1 durch 4 Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme 

aufzulegen.  

 

Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 3 TROG 2016 der Beschluss über die Erlassung des 

gegenständlichen  Bebauungsplanes gefasst.  Dieser  Beschluss  wird nur rechtskräftig,  wenn  

innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zu dem Entwurf von 

einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird.   
 

(Erst- und Zweitbeschluss) 

 

4.5.5. Bebauungsplan und ergänzender Bebauungsplan B80 - Stadtzentrum 
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Erlassung eines Bebauungsplanes und Ergänzender Bebauungsplan im Bereich der Gste 85, 

88 und .38 je KG Kitzbühel Stadt (Obere Gänsbachgasse), entsprechend den Planunterlagen  

der Plan Alp ZT GmbH vom 15.02.2021, Planungsnummer: b80_kiz21002_v1. 

 

Der Planentwurf wird auf der Leinwand gezeigt und vom Referenten unter Bezugnahme auf 

das Ergebnis der Sitzung des Ausschusses für Bau und Raumordnung vom 08.03.2021 sowie 

des raumplanungsfachlichen Gutachtens erörtert. 

 

Protokoll Ausschuss: 

 

Das Planungsgebiet befindet östlich der Oberen Gänsbachgasse im Nordwesten der Altstadt 

von Kitzbühel.  

Auf Gst 85 befinden sich die Gebäude „Restaurant Landhäusl“. Der Südwestteil des 

Grundstückes wird vorwiegend als Gastgarten genutzt. Im Bereich des Westteils des südlich 

anschließenden Gst 88 besteht eine Garage. Der Ostteil des Gst 88 sowie die Gp .38 sind mit 

einem historischen Wohn- und Geschäftshaus bebaut. 

Es wird berichtet, dass die Kowi GmbH & Co KG die Liegenschaft erworben hat. GR Mag. 

Filzer teilt mit, dass laut Firmenbuchauszug Isabella und Enrico Kortschak sowie Sebastian 

und Maximilian Witzmann Gesellschafter der Gesellschaft sind. Von den Gesellschaftern ist 

beabsichtigt, die Gastwirtschaft weiter zu betreiben. Auf Grund gewerberechtlichen Vorgaben 

sind massive Sanierungen und Änderungen erforderlich. Die Küche erfüllt nicht mehr die 

geltenden Vorgaben und rechtlichen Bestimmungen. Dadurch ist eine Erweiterung 

erforderlich. Die einzige Möglichkeit ist eine Küchenerweiterung im südlichen Bereich, 

angrenzend an die Liegenschaft Hinterstadt 16. Da sich die vorgesehene Erweiterung im 

Abstandsbereich nach der Tiroler Bauordnung befindet, ist zur bau- und raumordnungs-

fachlichen Sicherstellung die Erlassung eines Bebauungsplanes erforderlich. 

Der Stadtbaumeister ergänzt, dass sich der gegenständliche Bereich in der Schutzzone nach 

dem Stadt- und Ortsbildschutzgesetz befindet. 

In der 1.557 Sitzung des Sachverständigenbeirates am 24.02.2021 wurde der Anbau einer 

Küche behandelt. Hinsichtlich der architektonischen Detailausbildungen sind diverse Punkte 

nachzubessern. 

Die Planunterlagen sowie der Bebauungsplan und ergänzende Bebauungsplan werden den 

Mitgliedern des Ausschusses für Bau- und Raumordnung zur Kenntnis gebracht und erläutert. 

Die Bebauung orientiert sich an den Vorgaben des örtlichen Raumordnungskonzeptes und 

verursacht keine nachteiligen Auswirkungen auf das Orts-, Straßen- und Landschaftsbild.  

Um eine klare rechtliche Grundlage für die Umsetzung der geplanten Baumaßnahmen zu 

schaffen, soll der Bebauungsplan und ergänzende Bebauungsplan erlassen werden.  

Der Bebauungsplan beinhaltet unter anderem die Straßenfluchtlinie, Baufluchtlinie, Bauweise, 

Mindestbaumassendichte, höchster Punkt Gebäude absolut, höchst zulässige Dachneigung. 

Die Verkehrserschließung und die sonstige kommunale Infrastruktur (Wasser, Kanal, Strom 

etc.) sind im Bestand der beiden Grundstücke bereits vorhanden. Der Ausschuss für Bau- und 

Raumordnung beurteilt das Projekt und die Tatsache, dass die Gastwirtschaft weiter 

fortgeführt wird, positiv. 

 

Nach kurzer Diskussion befürwortet der Ausschuss mit 6 Ja-Stimmen die Auflage und 

gleichzeitige Beschlussfassung zur Erlassung eines Bebauungsplanes und ergänzenden 

Bebauungsplanes im Bereich der Gste 85, 88 und .38 je KG Kitzbühel Stadt (Obere 

Gänsbachgasse), entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 15.02.2021, 

Planungsnummer: b80_kiz21002_v1. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja- 

Stimmen) gemäß § 64 Abs. 1 TROG 2016 den von der Plan Alp ZT GmbH ausgearbeiteten 
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Entwurf über die Erlassung eines Bebauungsplanes und ergänzenden Bebauungsplanes im 

Bereich der Gste 85, 88 und .38 je KG Kitzbühel Stadt (Obere Gänsbachgasse), entsprechend 

den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 15.02.2021, Planungsnummer: 

b80_kiz21002_v1 durch 4 Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen.  

 

Gleichzeitig wird gemäß § 64 Abs. 3 TROG 2016 der Beschluss über die Erlassung des 

gegenständlichen Bebauungsplanes gefasst. Dieser Beschluss wird nur rechtskräftig, wenn 

innerhalb der Auflegungs- und Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zu dem Entwurf von 

einer hiezu berechtigten Person oder Stelle abgegeben wird.   

 

(Erst- und Zweitbeschluss) 

 

Beschlussfassung nach Kundmachung: 

 

4.5.6. Peter Szilagyi, München 
 

Umwidmung des Gst 380/2 (zum Teil) KG Kitzbühel Land (Eichenheim) von derzeit 

Sonderfläche Sportanlage gem. § 50 TROG 2016, Festlegung Art der Sportanlage, Festlegung 

Erläuterung: Golfplatz in künftig Freiland gemäß § 41 TROG 2016, entsprechend den 

Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 10.08.2020, Planungsnummer: 411-2020-00011. 

 

Der Referent erläutert die Behandlung im Ausschuss für Bau und Raumordnung anlässlich der 

Sitzung vom 08.03.2021. Der Planentwurf wird nochmals auf der Leinwand gezeigt.  

 

Protokoll Ausschuss: 

 

Der Stadtbaumeister berichtet, dass der Auflagebeschluss entsprechend den Planunterlagen 

der Plan Alp ZT GmbH vom 10.08.2020 Planungsnummer: 411-2020-00011 in der Sitzung des 

Gemeinderates vom 21.12.2020 gefasst ist und vom 23.12.2020 bis 22.01.2021 zur öffentlichen 

Einsichtnahme aufgelegen ist. 

 

Während der Auflage- und Stellungnahmefrist ist keine Stellungnahme eingelangt. 

 

Der Ausschuss befürwortet (6 Ja) die Beschlussfassung zur Umwidmung des Gst 380/2 (zum 

Teil) KG Kitzbühel Land (Eichenheim) von derzeit Sonderfläche Sportanlage gem. § 50 TROG 

2016, Festlegung Art der Sportanlage, Festlegung Erläuterung: Golfplatz in künftig Freiland 

gemäß § 41 TROG 2016, entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 

10.08.2020, Planungsnummer: 411-2020-00011 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) die Änderung des Flächenwidmungsplanes entsprechend den Planunterlagen der 

Plan Alp ZT GmbH vom 10.08.2020, Planungsnummer: 411-2020-00011. 

 

(Zweitbeschluss) 

 

4.5.7. Randl Julia und Philipp, St. Johann in Tirol 
 

Umwidmung des Gst 3407/2 (zum Teil), KG Kitzbühel-Land (Gundhabing), von derzeit 

Freiland gem. § 41 TROG 2016 in künftig Wohngebiet gem. § 38 TROG 2016, entsprechend 

den Planunterlagen der Plan Alp ZT GmbH vom 03.11.2020, Planungsnummer: 411-2020-

00007.  
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Der Referent teilt mit, dass der Auflagebeschluss entsprechend den Planunterlagen der Plan Alp 

ZT GmbH vom 03.11.2020 Planungsnummer: 411-2020-00007 in der Sitzung des 

Gemeinderates vom 08.02.2021 gefasst wurde und vom 10.02.2021 bis 12.03.2021 zur 

öffentlichen Einsichtnahme aufgelegen ist. Während der Auflage- und Stellungnahmefrist ist 

keine Stellungnahme eingelangt. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler beschließt der Gemeinderat einstimmig (19 Ja-

Stimmen) die Änderung des Flächenwidmungsplanes entsprechend den Planunterlagen der 

Plan Alp ZT GmbH vom 03.11.2020, Planungsnummer: 411-2020-00007. 

 

(Zweitbeschluss) 

 

5. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
 

Filmprojektion Zeitsprung 

 

Bürgermeister Dr. Winkler berichtet, dass anlässlich des 750 Jahr-Jubiläums der Stadt-

erhebung eine ca. 10-minütige Filmvorführung über die Stadtgeschichte hergestellt wurde. 

Diese wird auf die dem Schulpark zugewandten Gebäudewand der Bezirkshauptmannschaft 

projiziert. Geplant war, diese Projektion zwischen 18. März und 27. März jeweils von 19.00 – 

20.00 Uhr zu zeigen. Coronabedingt musste dies allerdings abgesagt werden. Es wird zu einem 

späteren Zeitpunkt, voraussichtlich im Dezember nachgeholt. 

 

Sehr fraglich ist auch, ob das geplante Jubiläumswochenende am 06. Juni stattfinden kann. 

Wahrscheinlich sind diese Feierlichkeiten ebenfalls nach hinten zu verschieben. 

 

Corona-Impfungen 

 

Der Bürgermeister berichtet über die Impfungen der über 80-Jährigen. Die erste Teilimpfung 

wurde bereits in den Räumlichkeiten der Kurz- und Übergangspflege beim Altenwohnheim 

durchgeführt. Der Bürgermeister bedankt sich besonders bei GRin Haidegger und der Stadt-

amtssekretärin Hilde Sohler für die hervorragende Organisation der Impfungen. 

 

Weiters berichtet der Bürgermeister, dass geplant ist, ab Mitte April im Sportpark eine Impf-

straße für die Bevölkerungsgruppe 16 – 65 Jahre einzurichten. Diesbezüglich ist man in enger 

Abstimmung mit der Landesgesundheitsdirektion. 

 

GRin Haidegger berichtet über den guten und perfekten Verlauf der Impfungen und bedankt 

sich bei allen Beteiligten wie den Ärzten, Rettungspersonal und dem Hilfspersonal des Alten-

wohnheimes. Besonders zu erwähnen ist, dass die Ärzte auch zu bettlägrigen Personen nach 

Hause gefahren sind, um sie dort zu impfen.  

 

 

Kitz Zehner Gutscheine 

 

GR Katzmayr stellt die Frage bzw. erkundigt sich, warum Betriebe bei geringen Einkaufs-

summen wie z.B. dem Kauf einer Jause den Differenzbetrag auf einen 10-Euro Gutschein nicht 

in bar herausgeben bzw. ob dies nicht möglich gemacht werden könnte. Der Bürgermeister 

erklärt dazu, dass eine Umwechslung in Bargeld nicht angedacht ist, wie dies eben bei 

Gutscheinen üblich ist. Dies kann den Betrieben nicht vorgeschrieben werden. Es wird aber 

kein großes Problem sein die Gutscheine so zu verwenden, dass der Einkaufswert den Wert der 

Gutscheine erreicht oder übersteigt. Dann ist allenfalls aufzuzahlen, das Problem mit der 

Herausgabe von Wechselgeld gibt es dann nicht. 
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Amtstafel 

 

GR Mag. Filzer bemängelt die Situierung der Amtstafel. Der Zugang ist erschwert (parkendes 

Auto, Elektrokabel des E-Fahrzeuges, Betonsteher). Auch ist die unterste Reihe nur schwer zu 

lesen, insbesondere für ältere Personen. Die Amtstafel ist jedenfalls nicht repräsentativ. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler erklärt, dass die Amtstafel an der Außenseite des Gebäudes 

öffentlich zugänglich sein muss. Verbesserungen bzw. ein alternativer Platz wird geprüft. 

 

Leinenzwang für Hunde  

 

GR Wurzenrainer verliest einen Antrag über die Ausweitung der Verordnung Leinenzwang für 

Hunde. Dieser lautet wie folgt: 

 
GR Wurzenrainer zeigt dazu ein Bild einer totgebissenen Ente am Hof Wald am See. 

 

GR Mag. Filzer ist der Meinung, dass einheimische Hundebesitzer für die Gäste mitbüßen 

müssen. Das Leben in der Stadt Kitzbühel wird ungemütlich, da alles dem Tourismus unter-

geordnet wird. 

 

GR Gamper empfiehlt einen Flurwächter wie in der Marktgemeinde St. Johann. 

 

GR Widmoser gibt zu bedenken, dass die Leinenpflicht nur schwer zu überwachen und zu 

exekutieren ist. Gerade am Schwarzsee wird die Leinenpflicht oft nicht eingehalten. Sind 

Kontrollorgane wie die Bergwacht oder die Stadtpolizei unterwegs, werden die Hunde schnell 
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angeleint, um einer Strafe bzw. Anzeige zu entgehen. Es gibt einen gewissen Teil der Hunde-

besitzer, die sich nicht an die Leinenpflicht halten, dies sind aber nicht nur Gäste, sondern auch 

Einheimische. 

 

Bürgermeister Dr. Winkler hält ebenfalls fest, dass Kontrollen schwierig sind und natürlich 

nicht rund um die Uhr erfolgen können. Jedenfalls ist die Bergwacht diesbezüglich im Einsatz. 

 

Auf Antrag von Bürgermeister Dr. Winkler wird der Antrag einstimmig (19 Ja-Stimmen) den 

Ausschüssen für Land- und Forstwirtschaft sowie Umwelt und Schwarzsee zur Vorberatung 

und Beschlussempfehlung an den Gemeinderat zugewiesen. 

 

Covid-19-Testungen 

 

VB Zimmermann informiert über die perfekte Organisation der Covid-19-Tests am Schwarz-

seeparkplatz. Es gab einen Samstag, an dem ca. 900 Tests durchgeführt wurden. 

 

Antrag Aufnahme von Flüchtlingen 

 

GRin Luxner informiert sich über den von GR Widmoser eingebrachten Antrag. 

 

Der Bürgermeister informiert, dass die Behandlung im Sozialausschuss grundsätzlich positiv 

verlaufen ist, jedoch sich der Ausschuss nochmals bezüglich der genauen Formulierung be-

raten soll. 

 

30 km/h Beschränkung am Schwarzsee 

 

Straßenreferent GR H. Huber informiert, dass ein verkehrstechnisches Gutachten in Ausar-

beitung ist. Seit kurzem besteht die Möglichkeit, nach der StVO Fahrradstraßen zu verordnen. 

Dies soll im Bereich des Schwarzseebades und -parkplatzes erfolgen. Die diesbezüglich durch 

den Gemeinderat zu beschließende Verordnung wird vorbereitet. 

 

 

Gemäß § 36 Abs. 3 Tiroler Gemeindeordnung 2001 wird die Sitzung um 21.25 Uhr mit ein-

stimmigem Beschluss für nichtöffentlich erklärt. 

 

GRin Haidacher verlässt die Sitzung. 

 

 

 

 

 


